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Konzentration der knappen Haus-
haltsmittel auf die Weiterentwick-
lung von Branchen und Unter-
nehmen mit Hauptsitz in Sachsen-
Anhalt jenen mit großen technolo-
gische Entwicklungspotenzialen; 
weiterer Ausbau der Zusammenar-
beit von Unternehmen und Hoch-
schulen; Weiterentwicklung der 
bestehenden Cluster, z.B. in Auto- 
und Solarindustrie, Chemie oder 
Biotechnologie; 
Einsatz der von Zweckbindung 
frei werdenden Fördermittel in 
Forschung und Entwicklung inno-
vativer Techniken; 
Berufsausbildung: Bekenntnis zur 
dualen Berufsausbildung; wirksame 
Unterstützung von Mittelstand und 
Handwerk; Ausrichtung der beruf-
lichen Bildung so eng wie möglich 
an der Lebenswirklichkeit; grund-
sätzliche Ablehnung einer Ausbil-
dungsplatzabgabe, Förderung von 
Ausbildungsverbünden; 
Regelmäßige Erfolgskontrolle der 
Leistungen von Lehrenden und 
lernenden in den Berufsschulen; 
flexiblere Berufsausbildung auf 
Modulbasis, die sich den Anforde-
rungen der Wirtschaft zeitnah 
anpassen kann; 
Mittelstand im Zentrum der Wirt-
schaftspolitik; Eigenkapitalquote 
der Betriebe erhöhen;  
Wachstumsimpulse für die Wirt-
schaft durch nachhaltige Investiti-
onen, etwa durch Mobilisierung � 

Effektive und effiziente Wirt-
schaftsförderung; gezielte Förde-
rung von Wirtschaftsclustern; Prü-
fung bestehender Förderprogram-
me auf ihre Wirksamkeit, gegebe-
nenfalls Anpassung und Erleichte-
rung der Nutzung für Unterneh-
men; besonderer Schwerpunkt auf 
Unternehmen, die nachhaltig wirt-
schaften; 
stärkere Kooperation von Wirt-
schaft und Wissenschaft; Optimie-
rung des Wissens- und Technolo-
gietransfers von Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen zu Un-
ternehmen; Ausbau von For-
schungsnetzwerken; bei Existenz-
gründunge Förderung vor allem 
von technologieorientierten Un-
ternehmen;  
Reduzierung bürokratischer Hür-
den für Existenzgründungen; ge-
zielte und passgenaue finanzielle 
Unterstützung für Gründungsvor-
haben im Bereich innovativer 
Technologien; umfassender Büro-
kratieabbau; Überprüfung von 
bestehenden Rechtsvorschriften 
und Regelungen, Entwicklung 
eines Maßnahmenkatalogs zur 
Entbürokratisierung; Überarbei-
tung der landesspezifischen vor 
Ordnungen und Richtlinien für 
den verstärkten Einsatz erneuerba-
rer Energien, Ausrichtung auf die 
Entwicklung einer neuen mittel-
ständisch geprägte Energiewirt-
schaft; 
 

Ziele: Bürokratieabbau, Deregulie-
rung, Förderung wachstumsträch-
tiger Innovationen, Deckung des 
Fachkräftebedarfs; konstanter und 
zielgerichteter Ausbau des indus-
triellen Bestandes von Unterneh-
men, weitere Förderung neuer 
innovativer Technologien; Fokus-
sierung auf wirtschaftliche 
Schwerpunktcluster; 
Unterstützung für alle Tarifpartner, 
Anreize für zusätzliche Ausbil-
dungsplätze und neue Ausbil-
dungsmodelle zu schaffen; "Bau-
steinprinzip" der beruflichen Aus-, 
Fort- und Weiterbildung; 
Abschaffung der Gastschulbeiträge 
der Berufsbildenden Schulen, Er-
setzung durch eine Landesfinanzie-
rung; bei Bedarf auch Ermögli-
chung der Gründung von Berufs-
akademien, Lösungen suchen mit 
Freien Trägern und den gewerbli-
chen Kammern; 
Verbesserung der Perspektiven des 
Erwerbs der Hochschulzugangsbe-
rechtigung über den beruflichen 
Bildungsweg; 
Ausweitung der Schulpraktika zur 
Berufsorientierung und verstärkte 
Thematisierung der Berufswahl im 
Unterricht; Einführung einer an 
die lokale Arbeitsagentur und die 
Kammern angeschlossenen "Aus-
bildungsbrücke" als Schieds- und 
Beratungsstelle bei Problemen 
zwischen Ausbildungsbetrieb und 
Auszubildenden; 

Förderung zukunftsfähiger, inno-
vativer Unternehmen; weitere 
Stärkung der bestehenden wirt-
schaftlichen Schwerpunkte des 
Landes, ständige Förderung und 
Ausbau der Kapazitäten und Ko-
operationen im Bereich Forschung 
und Entwicklung; gezielte Unter-
stützung von Arbeitsplätzen in den 
Dienstleistungsbereichen Hand-
werk, Gesundheit, Pflege, Touris-
mus und Bildung; Sicherung eines 
führenden als Land der erneuerba-
ren Energien auch in der Entwick-
lung der Elektromobilität, Schaf-
fung der dafür benötigten Infra-
struktur in Modellregion; Entste-
hung von zukunftsfähigen Jobs in 
Solar- und Windanlagenindustrie, 
im Handwerk, in Gesundheit und 
Pflege, in der Tourismusbranche 
und in der Bildung; 
Wirtschaft und Umwelt gemeinsam 
denken; Rohstoffe mit der im Ge-
setz vorgesehenen Förderabgabe 
belegen; auf die strikte Einhaltung 
von Arbeitsmarkt-, Sozial- und 
Umweltstandards achten; ökolo-
gisch verantwortungslose Unter-
nehmen nicht weiter mit staatli-
chen Mitteln unterstützen; 
Gute Arbeit fair bezahlen; Knüp-
fung öffentlicher Aufträge und 
Fördermittel an soziale Bedingun-
gen; Stärkung von Tarifverträgen 
und Tarifpartnern; Verankerung 
fairer Standards in der Auftrags-
vergabe; 

Besser zielgerichtete Ausrichtung 
der wirtschaftspolitischen Ressour-
cen auf den Ausbau der vorhande-
nen Potenziale; Neuausrichtung 
der Fördermittelvergabe für einen 
Einstieg in den sozial-ökologischen 
Umbau des Wirtschaftssystems, 
um Wachstum und Ressourcen-
verbrauch zu entkoppeln;  
Fördermittelvergabe sollte nicht 
nur mit Blick auf die betriebswirt-
schaftlichen Effekte eines Unter-
nehmens, sondern auf die volks-
wirtschaftlichen Effekte für das 
Land erfolgen; 
Ausbau bestehender und Entwick-
lung neuer Netzwerke, auch über 
die Landesgrenzen hinaus, zur 
Verstärkung der regionalen Wirt-
schaftskreisläufe, zur Erhöhung 
der Fertigungstiefe und des Wert-
schöpfungsanteils in der Region 
sowie zur branchenübergreifenden 
Kooperation; Ausbau der regiona-
len anstatt der logistisch geprägten 
Wertschöpfung; 
gezielter Einsatz von entsprechen-
den Landesmitteln für Erfor-
schung und Entwicklung innovati-
ver Produkte der klein- und mittel-
ständischen Wirtschaft des Landes 
und zur Sicherung der Rohstoffba-
sis durch die Gewinnung neuarti-
ger Rohstoffe auf der Basis von 
Biomasse und Kohle;  
Förderprogramme ab 2014 stärker 
auf Beschäftigte als auf Unterneh-
men konzentrieren; 
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 von privatem Kapital für die 
Modernisierung der öffentlichen 
Infrastruktur; Vorrang der privaten 
Leistungserbringung; Sicherstel-
lung, dass öffentliche Aufträge 
mittelstandsfreundlich in Teil- und 
Fachlose zerlegt werden; 
Steuerpolitik, die wirksame Anreize 
für kleine und mittlere Unterneh-
men schafft, vermehrte Eigenkapi-
tal zu bilden; Bündelung und Wei-
terentwicklung landeseigene Ein-
richtungen, Instrumente und Pro-
gramme zur Wirtschaftsförderung; 
Stärkung der Position der Investi-
tionsbank; 
Bindung der Förderung bei Ansie-
delungs- und Erweiterungsvorha-
ben von Unternehmen an die 
Schaffung von Arbeitsplätzen; 
konsequente Anwendung des Mit-
telstandsförderungsgesetzes; 
kompromisslose Bekämpfung der 
Schattenwirtschaft; steuerliche 
Gleichstellung von Personen- und 
Kapitalgesellschaften; Erleichte-
rung der Unternehmensnachfolge; 
Arbeitsmarkt: höchste Priorität für 
die Schaffung von sozialversiche-
rungspflichtigen, auskömmlich 
bezahlten Arbeitsplätzen; faire 
Löhne, aber vom Staat festgelegte 
Mindestlöhne können keine Fami-
lien aus der Hilfebedürftigkeit 
befreien; 
Stärkung der Tarifpartner und 
deren Organisationen; 
 

Weiterentwicklung des Standort-
marketings; Verbesserung der Ko-
operation zwischen der Wirt-
schaftsförderung des Landes und 
den Kommunen; Erhöhung der 
Exporte innovativer Produkte; 
Intensivierung des Dialogs mit den 
Unternehmen und von Branchen-
gespräch; 
Handwerk stärken, Selbständigkeit 
fördern; Verbesserung der Zah-
lungsmoral, dabei muss die öffent-
liche Hand eine Vorreiterrolle 
einnehmen; Unterstützung für die 
Fortführung von Betrieben durch 
junge Handwerker bzw. Meister; 
Verstärkung des Technologietrans-
fer zwischen Handwerksunter-
nehmen, Hochschulen und For-
schungseinrichtungen; handwerks-
gerechte Ausschreibung und Ver-
gabe von öffentlichen Bau- und 
Dienstleistungen; Vornahme von 
Teilausschreibungen nach Gewer-
ken;  
Stärkung des dualen Ausbildungs-
systems im Interesse des Hand-
werks; 
Arbeit: fairer Lohn für gute Arbeit; 
Vorgehen gegen den Missbrauch 
von Zeit- und Leiharbeit; flächen-
deckende gesetzliche Mindestlöhne 
von 8,50€; Vorrang für branchen-
bezogenen Mindestlöhne, wenn sie 
über dem Mindestlohn liegen; 
Ausweitung des Entsendegesetzes 
über die bisherigen Branchen hin-
aus;  

Unterstützung der verstärkten 
Einführung von berufsbegleiten-
den Masterstudiengängen; 
Einhaltung des Lohnabstandsgebo-
tes bei Unterstützungsmaßnahmen, 
Ablehnung der Einführung von 
staatlich festgelegten flächende-
ckenden Mindestlohn; 
flexible Lösungen, die es den Men-
schen ermöglichen, in freier Ent-
scheidung ihrer Rentenansprüche 
ab einer gewissen Zahl von Jahren 
geltend zu machen und umfassen-
dere Hinzuverdienstmöglichkeiten 
zu nutzen; 
Absenkung der Einstellungsbarrie-
ren durch Flexibilisierung der Ar-
beitsmarktgesetzgebung, 
Innovationen: Stärkung außeruni-
versitärer Forschungseinrichtun-
gen, Übertragung der Zuständig-
keit auf das Wirtschaftsministeri-
um; stärkere Förderung von Inves-
titionen in innovative Technolo-
gien, auch Biotechnologie ein-
schließlich der grünen Gentechnik; 
Straffung der Vielzahl an Förder-
programmen; Ermöglichung von 
Mischfinanzierungen für Innovati-
onsvorhaben; vorrangige Förde-
rung von betrieblichen Investitio-
nen über zinsgünstige Darlehen; 
 
Mittelstand wieder ins Zentrum 
der Wirtschaftspolitik rücken; 
Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen zur Meisterausbildung, 
 

gesetzlicher Mindestlohn von 8,50 
€ pro Stunde als Lohnuntergrenze, 
Durchsetzung höherer Mindest-
löhne in möglichst vielen Bran-
chen; 
zur Verlängerung der Lebensar-
beitszeit Arbeit an die Leistungsfä-
higkeit der einzelnen Altersstufen 
und dem so erworbenen Erfah-
rungsschatz der Menschen anpas-
sen; 
Unterstützung aller sinnvollen 
Modelle der Arbeitszeitumvertei-
lung; ehrliche Erfolgskontrolle der 
Maßnahmen aktiver Arbeitsmarkt-
politik;  
Stärkung von Zukunftsbranchen, 
unternehmensnaher Forschung 
und Entwicklung, regionaler Ko-
operationen sowie der bedarfsge-
rechten Aus- und Weiterbildung; 
beschäftigungswirksame Neuinves-
titionen in kleinen und mittleren 
Unternehmen; Unterstützung der 
Kommunen darin, bei der Ansied-
lung von Unternehmen noch mehr 
zu kooperieren statt zu konkurrie-
ren; Ansiedlung größerer Unter-
nehmen gezielt in Städten, Nut-
zung bestehender und Erschlie-
ßung neuer Gewerbegebiete auf 
Industriebrachen; 
Handwerk stärken: Bündelung 
bestehender Förderprogramme, 
Einführung einer Förderrichtlinie 
zur gezielten Unterstützung regio-
nal tätiger Unternehmen; 
 

Deutliche Erhöhung des Anteils 
von zinsgünstigen Darlehen anstatt 
verlorener Zuschüsse; Beförderung 
einer erweiterten Inanspruchnah-
me der aus öffentlichen Mitteln 
gespeisten revolvierenden Fonds 
über die Investitionsbank;  
Änderung der Kriterien für die 
Fördermittelvergabe hinsichtlich 
des Zuwachses an Arbeitsplätzen, 
Aus- und Weiterbildungsmöglich-
keiten, familienfreundlicher Ar-
beitsbedingungen und Einkommen 
sowie des verminderten und nach-
haltigen Verbrauchs an Energie 
und Rohstoffen; 
Einrichtung eines Nachhaltigkeits-
beirates; 
Arbeit: Bindung der Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen an konkrete 
ökologische Standards und an 
Tarifvereinbarungen oder einen 
Mindestlohn; neues Vergabegesetz 
für öffentliche Aufträge, das in den 
Bereichen Tariftreue, Förderung 
der Gleichstellung von Frau und 
Mann, umweltverträgliche Beschaf-
fung sowie Kontrollen und Sankti-
onen verbindliche Regelungen 
enthält;  
Festschreibung einer Mindestent-
lohnung von 8,50 € pro Stunde; 
bis 2016 zusätzlich mindestens 
1200 Neueinstellungen im Landes-
dienst; Realisierung von 1700 Neu-
einstellungen von Vollzeit-
Lehrkräften; schrittweise Erhö-
hung der Kapazität im � 
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Bürgerarbeit auch in Zukunft ein 
Bestandteil der aktiven Arbeits-
marktförderung; 
Senkung der Lohnkosten für die 
Unternehmen; gleichzeitig durch 
Anwendung der Allgemeinverbind-
lichkeitserklärung und des Arbeit-
nehmerentsendegesetzes Unter-
stützung für faire Löhne; entschie-
dene Ablehnung eines generellen 
Niedriglohnsektors Ost; 
Setzung von wettbewerbskonfor-
men Anreizen für Arbeitsvermitt-
ler, Bildungsträger, Beschäfti-
gungsgesellschaften und sonstige 
Einrichtungen im Sinne einer er-
folgreichen Vermittlung in den 
ersten Arbeitsmarkt; Konzentrati-
on und möglichst effiziente Ein-
satz der Förderinstrumente im 
Rahmen der aktiven Sozialhilfe; 
permanente Wirtschaftlichkeits- 
und Erfolgskontrolle für alle ar-
beitsmarkt- und sozialpolitischen 
Instrumente und Maßnahmen; 
stärkere Integrierung der Kommu-
nen in den Prozess der Arbeits-
vermittlung; Verkürzungen von 
Studien- und Ausbildungszeiten; 
Abschaffung von Frühverren-
tungsanreizen, Ermöglichung frei-
williger Arbeit über das gesetzliche 
Renteneintrittsalter hinaus;  
Bürokratieabbau: Überprüfung 
aller Rechtsvorschriften daraufhin, 
ob sie noch sinnvoll und notwen-
dig sind; Vereinfachung und Be-�  

Vergabegesetz mit Tariftreueklau-
sel; Wiedereinführung des Syn-
chronisationsverbots; Begrenzung 
der konzerninternen Verleihung; 
gesetzliche Regelung von Dauer, 
Bezahlung und Anzahl von Prakti-
ka; 
Schaffung von 5000 Stellen für 
Bürgerarbeit zur Integration Lang-
zeitarbeitsloser in einen gemein-
wohlorientierten sozialen Arbeits-
markt; Weiterführung der Pro-
gramme zur Integration von Men-
schen mit Migrationshintergrund, 
beruflichen Teilhabe für Menschen 
mit Behinderungen und Wieder-
eingliederung von Berufsrückkeh-
rern und Alleinerziehenden; 
Weiterentwicklung und Förderung 
der Berufsbildenden Schulen; Ver-
stärkung der Maßnahmen zur Be-
rufsorientierung; 
Gemeinsame Initiative mit der 
Wirtschaft, um der Abwanderung 
junger Menschen entgegenzuwir-
ken; Rückkehrern soll der Neube-
ginn erleichtert werden; Nutzung 
vorhandener ESF-Mittel des Bun-
des für die branchen- und be-
triebsbezogene Weiterbildung; 
Wiedereinführung des Bildungs-
freistellungsgesetzes; Förderung 
der Erwachsenenbildung; 
aktive Bekämpfung der Schwarz-
arbeit; Stärkung von Betriebs- und 
Personalvertretungen und deren 
Mitbestimmung;  
 

Unternehmen mit Jahresumsatz bis 
3.000.000 € sollen Umsatzsteuer 
nicht schon mit Rechnungslegung, 
sondern erst bei tatsächlichem 
Zahlungseingang an das Finanzamt 
abführen können; 
Verbesserung der Innovationsför-
derung für Handwerksbetriebe; 
 
 
 
 

weiterer Bürokratieabbau; verein-
fachte Gesetze und Verordnungen, 
zügigere Bewilligungsverfahren, 
Abbau von Doppelprüfungen und 
Doppelgenehmigungen; 
Unternehmensgründung: besserer 
Zugang zu Kleinkrediten; zentrale 
Gewerbeansprechpartner, die alle 
Anmeldungen aus einer Hand 
erledigen, in allen Landkreisen; 
Stärkung der unternehmensnahen 
Forschung; gezielte Ansiedelung 
und Ausgründung von technolo-
gie- und wissenschaftsorientierten 
Unternehmen im Umfeld von 
Universitäten, Fachhochschulen 
und Instituten; Förderung der 
Patentanmeldung und der wissen-
schaftlichen Auswertung von Pa-
tenten; verstärkte Einbindung von 
Praktikern aus Unternehmen in die 
Lehre, Deckung des Weiterbil-
dungsbedarfs der Unternehmen 
durch praxisnahe (Fach)Hoch-
schuleangebote; 
Modernisierung der Strukturpoli-
tik, Anpassung der Fördersysteme 
an die neuen Anforderungen; 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Polizeivollzugsdienst auf 300 
Plätze pro Jahrgang; 
Übernahme aller, die erfolgreich 
eine Ausbildung im Landesdienst 
abgeschlossen haben; 
Verwirklichung des Einstiegs in 
den öffentlich geförderten Be-
schäftigungssektor mit Mindest-
lohn; Schaffung von 5000 Arbeits-
plätzen in diesem Bereich; Einsatz-
felder im Sozialbereich, in der 
Betreuung von Kindern und Ju-
gendlichen, in der Landschafts-
pflege, im Freizeitsport, in der 
Unterstützung der Arbeit von Ver-
einen und im kulturellen Bereich; 
Vergütung nicht unter einen Min-
destlohn von 8,50 €; Begründung 
von Beschäftigungsverhältnissen, 
die außerhalb von Hartz IV sozial-
versicherungspflichtig und bis zu 
einer Laufzeit von drei Jahren an-
gelegt sind;  



Wahlprogramme der Parteien in Sachsen-Anhalt 2011 
 

        CDU                                             SPD                                         FDP                                              Grüne                                   Die Linke 
 

5 

W
ir
ts
ch
a
ft
, 
A
rb
ei
t,
 F
in
a
n
ze
n
 (
F
o
rt
s.
) 

 schleunigung von Planungs- 
und Genehmigungsverfahren; 
Vereinfachung von bestehenden 
Förderinstrumenten; Beschrän-
kung aller statistischen Erhebun-
gen von Landesbehörden in den 
Unternehmen und Kommunen auf 
das notwendige Maß;  
 
 
 
 
Finanzen: schnellstmögliche Rück-
kehr zu einem schuldenfreien 
Haushalt, Tilgung der aufgelaufe-
nen Schulden;; Verankerung der 
Schuldenbremse in der Landesver-
fassung; 
bis spätestens 2020 Schaffung 
einer Haushaltsstruktur, die dauer-
haft ohne neue Schulden aus-
kommt; einfacheres und Transpa-
rente Steuersystem; aber: für Steu-
ersenkungen derzeit kein nen-
nenswerter Spielraum; 
Einrichtung einer Haushaltsstruk-
turkommission; konsequente Auf-
gabenkritik und Konzentration der 
Politik auf staatliche Kernaufga-
ben; 
strategische Haushaltssteuerung; 
Verwendung von Mehreinnahmen 
grundsätzlich zur vorzeitigen 
Schuldentilgung; weiter konse-
quente Verringerung von Verwal-
tungskosten; Einsatz neuer Steu-
ernmethoden; 

Beschäftigungspolitik, die alle Al-
tersgruppen gleichberechtigt ein-
bezieht; altersgerechte Arbeitsges-
taltung und betriebliche Gesund-
heitsförderung und Prävention; 
Förderung der Beschäftigungsfä-
higkeit älterer Arbeitnehmer; le-
benslange Qualifikations- und 
Weiterbildungsangebote und deren 
finanzielle Absicherung; Fortset-
zung des Programms "Aktiv zur 
Rente"; 
Finanzen: Finanztransaktionssteuer 
und verfassungsgemäße Vermö-
gensteuer; Modernisierung der 
Gewerbesteuer, Verbreiterung der 
Bemessungsgrundlagen und Erwei-
terung des Kreises der Steuer-
pflichtigen; keine Kürzungen am 
Solidarpakt II; Fortsetzung der 
Konsolidierungspartnerschaft zwi-
schen Land und Kommunen, 
planmäßige Umsetzung des Teil-
entschuldungsprogramms; Weiter-
entwicklung des Finanzausgleichs-
gesetzes; Verankerung einer Schul-
denregelung in der Landeshaus-
haltsordnung; Entbürokratisierung 
von Zuwendungsverfahren und 
pauschalierte Zuweisungen (Bud-
getierung); Verbesserung der Rah-
menbedingungen für kommunale 
Unternehmen zum Erhalt ihrer 
Wettbewerbs- und Investitionsfä-
higkeit; keine Erhöhung des kom-
munalen Anteils an den Kosten 
der Unterkunft; 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Finanzen: Verbesserung der fi-
nanzpolitischen Rahmenbedingun-
gen für die Kommunen;  
umfassende Neuordnung des 
kommunalen Finanzierungssystem; 
solide, unbürokratische und kon-
junkturunabhängige Finanzgrund-
lage für die Kommunen; transpa-
rente Verteilung der Finanzmittel; 
Sicherung der Finanzausstattung 
für die so genannten freiwilligen 
Aufgaben der Kommunen;  
Prüfung einer Entstaatlichung der 
Gemeinden; 

Finanzen: Finanzierung der not-
wendigen Ausgaben im Bildungs- 
und Sozialbereich als Hauptziel, 
gleichzeitig Schuldentilgung; 
Vorrang für Ausgaben, die Rechts-
verpflichtungen abdecken, dann 
solche Ausgaben, die kurz- oder 
mittelfristig zu Einnahmen oder 
Kostenreduzierungen führen, dann 
Ausgaben, die langfristig investiven 
Charakter haben; 
konsequente Nutzung der Mög-
lichkeiten zur Einnahmeverbesse-
rung: Stärkung der Finanzverwal-
tung, verstärkte Einsatz von Steu-
erfahndern, häufigere Vornahme 
von Betriebsprüfungen; Erhebung 
eines "Wassercent", der Landwirt-
schaft und Industrie anhält, das 
Grundwasser zu schonen; 
Anstreben eines ausgeglichenen 
Haushalts in den nächsten Jahren, 
Einführung einer Schuldenbremse; 
Nutzung der Sparpotenziale, ohne 
die Zukunftsfähigkeit des Landes 
aufs Spiel zu setzen; wirksamere 
Analyse von Effektivität und Effi-
zienz aller staatlichen Institutionen, 
Programme und Maßnahmen in 
allen Politikfeldern; Fortsetzung 
der Förderung der Wirtschaft auch 
nach 2013 mit dem Einsetzen der 
degressiv auslaufenden Investiti-
onszulage des Bundes; gute Förde-
rung von Schule und Ausbildung; 
keine Kürzungen der Landesmittel 
für die Kinderbetreuung und früh-
kindliche Bildung sowie für  � 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Finanzen: Demokratisierung von 
Haushaltspolitik; 
alle Aufgaben des Haushaltes einer 
radikalen und kritischen Überprü-
fung unterziehen; 
Anhebung der Landeszuweisungen 
an die Kommunen wenigstens 
wieder auf das Niveau von 2008 
und 2009 in Höhe von 1,7 Milliar-
den €; Stärkung der wirtschaftli-
chen Basis der Gemeinden und 
Landkreise durch eigene kommu-
nale Wirtschaftsunternehmen; 
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Tourismus: gemeinsame Nutzung 
der Tourismus-Potenziale,  ebenso 
für die Kultur- wie auch für die 
Erholungsregion Mitteldeutsch-
land. Gemeinsame touristische 
Aktivitäten und gemeinsames Mar-
keting können Kosten sparen und 
gerade auch im Zusammenhang 
mit dem Reformationsjubiläum 
2017 weltweit erfolgreicher für 
mehr Besucher werben; 
Schaffung neuer, individueller und 
qualitativ hochwertiger Angebote 
für die Gäste; 
Erhalt und die Förderung der Viel-
falt touristischer Regionen und 
Themen;  
Bundesgartenschau 2015 ist hierbei 
von besonderer Bedeutung; 

Tourismus: Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für die Tou-
rismuswirtschaft bis Ende 2011, 
Weiterentwicklung der Tourismus-
konzeption sowie des Masterplan 
Tourismus; Auflegen einer touristi-
schen Imagekampagne; 
Weiterentwicklung des Landes zu 
einem "Aktivland" mit einem na-
turnahen, sanften Aktivtourismus; 
Entwicklung von rad- und wander-
touristischen Angeboten, nachhal-
tige Verbesserung der Infrastruktur 
der Wanderwege und des Radwe-
genetzes;  
Weiterentwicklung des Landestou-
rismus zum Qualitätstourismus; 
Ausbau der touristischen Infra-
struktur und schwerpunktorientier-
te Förderpolitik, die sich auch auf 
den Ausbau von Ganzjahresange-
boten orientiert;  
Modernisierung der Ausbildungs-
berufe im Tourismus und Ausbau 
der touristischen Studiengänge; 

Tourismus: Bündelung der priva-
ten und öffentlichen touristisch 
engagierten Organisationen und 
Institutionen in einer schlagkräfti-
gen Tourismus- Marketingorgani-
sation; Nutzung aller neuen tech-
nologischen Möglichkeiten bei der 
Vermarktung; stärkere Verknüp-
fung der Marketingorganisation 
mit kulturellen Institutionen sowie 
zentralen Veranstaltungsportalen; 

 Hochschule und Forschung; 
konsequente Nutzung der Sparpo-
tenziale, etwa durch Personalent-
wicklungskonzepte und besseres 
Bewusstsein für Folgekosten; 
Einstellung unsinniger Vorhaben 
im Verkehrswegebau;  
Anwendung moderner Finanzie-
rungsinstrumente; 
gleiche Maßstäbe für die Abgeord-
netenvergütung;  
Einführung kommunaler Bürger-
haushalte; 
 
Tourismus: Verbindung von Natur 
plus Kultur; Schaffung von mehr 
Anreizen, denkmalgeschützte Ge-
bäude wirtschaftlich zu nutzen; 
Stärkung der Regionen und Erhal-
tung der Umwelt durch sanften 
und nachhaltigen Tourismus; Rad-
tourismus und Weltkulturerbestät-
ten als besondere Vermarktungs-
schwerpunkte; Aufbau und Pflege 
der touristischen Infrastruktur, 
insbesondere der überregionalen 
Radwege, in Verantwortung des 
Landes; 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tourismus: Gestaltung eines sanf-
ten Tourismus im ländlichen Raum 
durch das Bewahren und den 
Schutz einer intakten Natur und 
Kulturlandschaft sowie durch ein 
regionales beziehungsweise 
ortsspezifisches Angebot von Pro-
dukten und Leistungen aus der 
Land- und Ernährungswirtschaft 
und anderen Bereichen des ländli-
chen Raumes; 
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Ziel: ein an den individuellen Inte-
ressen, Begabungen, Fähigkeiten 
und Bedürfnissen der Schüler ori-
entiertes Schulwesen, welches ein 
Höchstmaß an individueller Förde-
rung und an Chancengerechtigkeit 
eröffnet; dauerhafte Sicherung der 
notwendigen Unterstützungssys-
teme durch Schulsozialarbeit, 
schulpsychologische Beratung und 
Pädagogische Mitarbeiter; 
Bekenntnis zum differenzierten 
Schulwesen nach der vierjährigen 
Grundschule, bestehend zuerst aus 
der Sekundarstufe und Gymnasi-
um sowie für die höheren Jahrgän-
ge aus einem vielfältigen Angebot 
an berufsbildenden Schulen; 
Gewährleistung eines ihrer Ent-
wicklung förderlichen Rechtsrah-
mens und einer verlässlichen Fi-
nanzierung für die Schulen in freier 
Trägerschaft; 
weitestgehende Sicherung der 
Schulstandorte; Stärkung der 
Grundschulen durch Kooperatio-
nen untereinander; Gewährleistung 
der Sicherung von schulischen 
Angeboten in dünn besiedelten 
Regionen durch eine noch stärkere 
Zusammenarbeit von Grund- und 
Sekundarstufe; Fortsetzung der 
baulich-technischen Modernisie-
rung der Schulstandorte mithilfe 
von Strukturfondsmitteln der EU; 
kindgerechte und leistungsorien-
tierte Angebote an Grundschulen; 

Frühkindliche Bildung: Novellie-
rung des Kinderförderungsgeset-
zes; Rechtsanspruch für alle Kin-
der auf ganztägige Bildung in einer 
Kita von Geburt an; 
bedarfsgerechte Öffnungszeiten 
der Kitas; Personalschlüssel, der 
eine gute Bildung, Betreuung und 
Erziehung ermöglicht; systemati-
sche Weiterentwicklung des Lan-
desprogramms "Bildung: elementar 
- Bildung von Anfang an", Kom-
plettierung durch individuelle 
Konzepte der Kitas und landeswei-
te Bildungsstandards; flächende-
ckende Weiterführung von Sprach-
standserhebungen für 4-bis 5-
Jährige; verbesserte Vorbereitung 
auf den Übergang in die Grund-
schule; Erhöhung der Ausbil-
dungsstandards für Erzieherinnen 
und Erzieher, höherer Anteil mit 
akademischem Abschluss; Ausbau 
des Ausbildungsangebotes am 
Standort Stendal zu einem Kompe-
tenzzentrum "frühkindliche Bil-
dung“; aktive Unterstützung von 
Konzepten und Projekten zur 
Stärkung der Erziehungskompe-
tenz von Eltern; 
Schule: Sicherung des bestehenden 
Schulnetzes; weitere Öffnung des 
Schulsystems, vor Ort auf freiwilli-
ger Basis Gemeinschaftsschulen; 
Aufhebung der frühen Aufteilung 
der Schüler in einzelne Bildungs-
gänge nach der vierten Klasse in-
nerhalb � 

Vorschulische Erziehung: Kinder, 
deren Eltern ihnen nur in begrenz-
tem Umfang den Zugang zu Bil-
dungsinhalten vermitteln können 
oder wollen, sollen ein entspre-
chendes Angebot erhalten;  
Qualifizierung des Fach- und Füh-
rungspersonals in den Kitas; Mit-
telfristig Fachhochschulausbildung 
für das Leitungspersonal; Schaf-
fung von Strukturen, die Entwick-
lungsdefizite realistisch früh fest-
stellen, Verbesserung der Möglich-
keiten, diese Defizite aufzuholen; 
Verbesserung der Qualität der 
Sprachtests; schrittweise Verzicht 
auf Elternbeiträge für das Grund-
angebot der Kindertageseinrich-
tungen, beginnend mit dem letzten 
Jahr vor der Einschulung; Weiter-
führung der Kooperation von 
Kindertagesstätte und Grundschu-
le auf hohem Niveau; 
Schule: grundsätzliches Festhalten 
an der Struktur des gegliederten 
Schulsystems nach der vierjährigen 
Grundschule; Stärkung der Positi-
on der Lehrer und leistungsgerech-
ter Entlohnung; regelmäßige schul-
interne Qualitäts- und Leistungs-
überprüfung für alle Schulen durch 
unabhängige Qualitätssicherungs-
institute; betreute Mediatorenpro-
jekte, verstärkter Einsatz von 
Schulpsychologen und Sozialarbei-
tern für Schulen mit intensiven 
sozialen und gesellschaftlichen 
Problemen;  

Schulsystem, das alle Kinder best-
möglich fördert; Abschaffung des 
Sitzenbleiben, Schließung von 
Lücken durch Zusatzunterricht; 
konsequente Einschulung in die 
flexible Schuleingangsphase, die je 
nach Geschwindigkeit ein bis drei 
Jahre dauern kann; gerechter Zu-
gang zu Bildung für alle Kinder; 
flächendeckende Einführung einer 
zehnjährigen gemeinsamen Lern-
zeit; kostenfreie Lernmittel ab der 
ersten Klasse sowie der Schülerbe-
förderung für Vollzeitschüler bis 
zum Ende der Schulzeit; gesundes 
warmes Mittagessen in allen Ki-
ckers, Horten und Schulen für alle 
Kinder und Jugendlichen, für Kin-
der aus Familien mit geringem 
Einkommen kostenlos; 
Erwerb des Sekundarschuleab-
schlusses I nach 10 Jahren; danach 
verschiedene Bildungswege offen; 
dichtes und bedarfsgerechtes Netz 
von ganztägigen Gemeinschafts-
schulen; 
lebenslanges Lernen: Erhalt von 
Seniorenakademien und Volks-
hochschulen und des Angebots 
bezahlbarer Kursangebote auch im 
ländlichen Raum; 
Stärkung der beruflichen Bildung; 
bessere Vorbereitung durch die  
Schule, Anstreben einer engen 
Kooperation mit der regionalen 
Wirtschaft; Erfahrungsaustausch, 
Unterricht von Betriebsangehöri-
gen, polytechnisches � 

Jedes Kind soll das Recht haben, 
alle Angebote der Kindereinrich-
tung zu nutzen; Kindereinrichtun-
gen so fördern, dass sie die perso-
nellen Voraussetzungen schaffen 
können, für alle Kinder, deren 
Eltern es wünschen, einen Ganz-
tagsplatz in ausreichender Qualität 
vorzuhalten; längerfristiges Ziel, in 
jeder Kindereinrichtung qualifizier-
ten Voraussetzungen zur inklusive 
Betreuung, Förderung und Bildung 
zu schaffen; 
Stärkung der Kompetenz der 
Lehrkräfte zu erfolgreichem Um-
gang mit der Vielfalt der Leis-
tungsmöglichkeiten von Kindern 
und Jugendlichen durch Aus- und 
Fortbildung; nachhaltige Integrie-
rung der Schulsozialarbeit in die 
Schulstruktur; 
Erhalt und Weiterentwicklung der 
Grundschule; Empfehlung zum 
Besuch von Förderschulen nur 
noch in besonderen Fällen oder 
auf Antrag der Eltern; Entschei-
dung von Eltern und Kindern 
selbst über die Wahl der weiterfüh-
renden Schule; Stärkung vor allem 
der Sekundarschule durch spürbare 
Qualitätsentwicklung der Bildungs-
angebote und schrittweisen Aus-
bau von Ganztagsangeboten; Aus-
prägungen von polytechnischen 
und naturwissenschaftlichen Lern-
feldern; Orientierung des Lernni-
veaus für alle mindestens am Ziel 
des Realschulabschlusses; 
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kontinuierliche Weiterentwicklung 
der Qualität der Arbeit in den 
Grundschulen; Unterstützung der 
Schulen bei der weiteren Ausges-
taltung der flexiblen Schulein-
gangsphase; nachhaltige Verbesse-
rung der Sprachförderung auch an 
den Grundschulen; Intensivierung 
der Zusammenarbeit zwischen 
Grundschulen und Kitas, 
Bekenntnis zu einer klaren Profilie-
rung der Sekundarschulen; Verrin-
gerung der Zahl der Schüler ohne 
Abschluss durch passgenaue Un-
terstützung; Weiterentwicklung des 
schulnahen Beratungssystems bei 
auftretenden Erziehungsproble-
men und Verbesserung der bereits 
bestehenden Möglichkeiten zur 
individuellen Betreuung;  
leistungsfähige Gymnasien: abge-
stimmtes Vorgehen bei der Durch-
führung der Abiturprüfungen zu-
nächst in den drei mitteldeutschen 
Ländern mit dem Ziel, deutsch-
landweit vergleichbarer Abiturprü-
fungen ablegen zu können; Fort-
setzung des eingeschlagenen We-
ges zur Leistungsschule Gymnasi-
um, etwa durch Kooperationen mit 
Hochschulen und Unternehmen;  
Verbesserung der Hochbegabten-
förderung; 
Qualifizierung des Feststellungs-
verfahrens für den sonderpädago-
gischen Förderbedarf, Ausbau von 
Berufsorientierung und Berufsvor-
bereitung an den Förderschulen;� 

 der Gemeinschaftsschule; deut-
liche Ausweitung der Kooperatio-
nen von Sekundarschulen und 
Gymnasien im Rahmen von Schul-
verbänden unter einem Dach, vor 
allem im ländlichen Raum; Auf-
wertung und Profilerweiterung für 
alle Sekundarschulen; verbindliche 
Zusammenarbeit der Sekundarstu-
fe mit berufsbildenden Schulen 
und Wirtschaftsunternehmen; 
Verbesserung der Durchlässigkeit 
zum Gymnasium; Gestaltung der 
Schulen im Hinblick auf Unterricht 
und Ausstattung der Art, dass jeder 
Schüler zu einem Schulabschluss 
befähigt wird; Gewährung der 
freien Elternentscheidung bei der 
Schulformwahl und Aufhebung 
der Verbindlichkeit der Schullauf-
bahnempfehlung nach Klassenstu-
fe vier; 
deutliche Erweiterung der Einstel-
lungskorridore für junge Lehrkräf-
te; Schaffung von qualifizierten 
Zugangsmöglichkeiten für Quer-
einsteiger; langfristig angelegtes 
Stellenbudget für den Schulbe-
reich; Schaffung von bedarfsge-
rechten Ausbildungskapazitäten für 
die Lehrerbildung; Steigerung des 
Ansehens und der Attraktivität des 
Lehrerberufes, Verbesserung der 
Lehramtsausbildung inhaltlich und 
strukturell; Lehrerausbildung soll 
stärker schulstufen- und schul-
formübergreifend erfolgen und � 

Offenheit gegenüber Konzept der 
Ganztagsschule bei allen Schul-
formen, aber auch Angebot alter-
nativer Schulen,  
in der Grundschule Fokussierung 
auf die Kernkompetenzen Lesen, 
Schreiben und Rechnen als oberste 
Priorität; für eine Ergänzung der 
Schulnoten durch eine individuelle 
textliche Beurteilung auf dem 
Zeugnis; 
Sekundarschule als zentrales Ele-
ment der schulischen Bildung; 
Schaffung der gesetzlichen Vor-
aussetzungen dafür, dass die 
Durchlässigkeit in allen Jahrgangs-
stufen erhöht werden kann; 
Aufhebung des Kooperationsver-
botes des Bundes mit den Ländern 
in der Schulpolitik; „Deutschland-
abitur“; weiterer Ausbau des pra-
xisnahen Unterrichts; 
inklusive Bildung und Erziehung 
von Schülern mit sonderpädagogi-
schen Förderbedarf als Ziel; Um-
setzung einer echten Wahlfreiheit 
für behinderte Kinder ohne Kos-
tenvorbehalt zwischen Förderschu-
le und Regelschule; Garantie des 
uneingeschränkten Wahlrechts auf 
die Schulform für Behinderte be-
ziehungsweise deren sorgeberech-
tigte; Erhaltung von Förderschu-
len; 
Schulorganisation:  Mehr Autono-
mie und mehr Gestaltungsfreiheit; 
Recht der Selbstverwaltung, � 

Lernen, Berufspraktika und Schü-
lerfirmen; flexible Ausbildungsdau-
er von 2-4 Jahren; 
Inklusion: Ermöglichung des Be-
suchs der allgemeinbildenden 
Schulen für alle Kinder und Ju-
gendlichen mit speziellem Förder-
bedarf; Umverteilung der für die 
Förderschulen bisher aufgewende-
ten Finanzmittel und Personalstel-
len; Ausbildung von mehr Sonder-
pädagogen, entsprechende Fort- 
und Weiterbildung der Lehrer 
sowie pädagogischen Fachkräfte 
der aufnehmenden allgemeinbil-
denden Schulen; Schaffung der 
baulichen, sächlichen und organisa-
torischen Rahmenbedingungen für 
die inklusive Beschulung; 
Weiterentwicklung der Schulkonfe-
renz mit einer gleichberechtigten 
Beteiligung von Eltern, Schülern 
sowie Lehrern und einer Beteili-
gung der sonstigen Angestellten 
(Drittelparität plus); 
Bildung und Weiterbildung in 
Umweltfragen als ständige Aufga-
be; vernetzter Unterricht zwischen 
verschiedenen Fächern; stärkere 
Förderung der Umweltbildungs-
zentren und Volkshochschulen im 
Land zur Umweltbildung Erwach-
sener; Bestehenbleiben der Öko-
schulen des Landes; 
Förderung der Schul Autonomie; 
jede Schule unabhängig von ihrer 
Trägerschaft soll pro Schuljahr je 
� 

Schrittweise Schaffung gymnasialer 
Angebote an allen Sekundarschu-
len in den Jahrgängen 5-9; Sekun-
darschule als attraktive Alternative 
zu den Gymnasien; beide Schul-
formen sollen sich gemeinsam mit 
den bestehenden Gesamtschulen 
zu gleichwertigen Bildungsangebo-
ten in den Stufen 5-9 entwickeln; 
kein "Abschulen" nach formalen 
Leistungskriterien am Sekundar-
schule; 
Ermöglichung eines längeren ge-
meinsamen Lernens Schritt für 
Schritt, langfristige Überwindung 
der Aufteilung der Schüler auf 
unterschiedliche Schulformen be-
reits nach der 4. Klasse; in einem 
zweiten Reformschritt allgemein 
bildende Gemeinschaftsschulen; 
gesundes und bezahlbares Mittag-
essen für alle Kinder in Kita und 
Grundschule, soll für bedürftige 
Kinder den Preis von 1€ nicht 
übersteigen; Förderprogramm des 
Landes, das allen örtlichen Trägern 
der öffentlichen Jugendhilfe Mittel 
zur Verfügung stellt;  
Förderung und Integration in 
Schule und Berufsausbildung 
verbessern; Lernprozesse so gestal-
ten, dass sie alle Kinder erreichen 
und alle ihre Fähigkeiten und Ta-
lente sowie besondere Begabungen 
gefördert werden; 
Schaffung beziehungsweise Aus-
bau der personellen Voraussetzun-
gen für die gemeinsame � 
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Ausbildung und Einstellung 
qualifizierten Personals für die 
unterschiedlichen Schwerpunkte; 
Entwicklung von Förderzentren als 
Kompetenzzentren für gemeinsa-
mes Lernen; Fortführung der be-
darfsgerechten Unterstützung 
durch pädagogische Mitarbeiter 
und Betreuungskräfte; 
berufsbildende Schulen: Weiter-
entwicklung der Regionalfachklas-
sen auf Grundlage vertraglicher 
Vereinbarungen zwischen den 
Schulträgern; Ausbau der berufs-
bildenden Schulen zu Kompetenz-
zentren Berufsorientierung, Erhö-
hung des berufspraktischen Anteils 
im Berufsvorbereitungsjahr; be-
darfsgerechter Einsatz von Sozial-
pädagogen; 
Weiterentwicklung von Ganztags-
angeboten an Schulen, insbesonde-
re in gebundener Form; Stärkung 
der materiellen und organisatori-
schen Basis; 
Verpflichtung der Universitäten 
durch Zielvereinbarungen, die 
Lehrerausbildung besser auf den 
Bedarf des Landes auszurichten; 
haushaltsverträgliche Erhöhung 
der Einstellungsquote von Absol-
venten; Bindung der Lehrkräfte in 
einem Beamtenverhältnis; Sicher-
stellung des Angebots von Fortbil-
dungen von hoher Qualität; 
Erweiterungen des Entscheidungs-
spielraums der Schulen bei der 
Personalauswahl; 

 einen stärkeren Praxisbezug 
erhalten; Verkürzung der Referen-
darzeit; Angebot eines pädagogi-
schen Orientierungspraktikums vor 
Beginn eines Lehramtsstudiums; 
Schaffung von Rahmenbedingun-
gen, dass alle Schulen stärker ei-
genverantwortlich agieren können; 
mehr Entscheidungsrechte bei der 
Gestaltung der Schul- und Unter-
richtsorganisation; Schaffung von 
Rahmenbedingungen, dass die 
Schulen mit einem Budget arbeiten 
können; 
mehr Ganztagsschulen; personelle 
Verstärkung in der Schulsozialar-
beit und bei der Arbeit des schul-
psychologischen Dienstes; schritt-
weise Entwicklung des gemeinsa-
men Unterrichts von Schülerinnen 
und Schülern mit Förderbedarf zur 
bevorzugten Form der Förderung; 
Verhinderung von Schulversagen 
durch frühzeitige und wirkungsvol-
le Maßnahmen innerhalb der Schu-
le; 
Stärkung der Mitwirkungsrechte 
von Schülern und Eltern; politi-
sche Bildung soll über das Fach 
Sozialkunde hinaus ein fester Be-
standteil der allgemeinen Bildungs- 
und Erziehungsarbeit in der Schule 
werden; Vereinfachung der bishe-
rigen Struktur der Schülervertre-
tung, Erweiterung der Entschei-
dungsmöglichkeiten; 

Größere Mitsprache bei der Perso-
nalauswahl, mehr pädagogische 
und finanzielle Eigenverantwor-
tung; 
Garantie eines öffentlich finanzier-
ten Schulnetzes mit freier Schul-
wahl, Öffnung der Schuleinzugs-
gebiete; 
Gleichbehandlung aller Schulträger 
hinsichtlich finanzieller Förderung, 
Beaufsichtigung und Evaluierung; 
Schulleiter sollen die Verantwor-
tung für die pädagogische Qualität 
und die Entwicklung der Schule 
tragen; sie werden Dienstvorge-
setzte der Lehrer und Manager der 
Schulen; 
verpflichtende Fortbildung für 
alles im Bildungsbereich Tätigen; 
Anpassung der Lehrerbildung an 
die europäische Standardisierung 
im Zuge des Bologna-Prozesses, 
Abschluss des Lehramtsstudiums 
an den Hochschulen mit einer 
europaweit anerkannten Prüfung, 
die das Staatsexamen obsolet 
macht; 
Ermöglichung des Schulsponso-
rings neben der staatlichen Finan-
zierung. 

 Schülerin und Schüler einen 
festen Finanzbeitrag erhalten, mit 
dem die Schule selbstständig arbei-
ten kann, falls sie sich im Gegen-
zug verpflichtet, allen Kindern 
einen unentgeltlichen Zugang zu 
gewähren; 
Eintreten dafür, dass freie Schulen 
allen Kindern unentgeltlich offen 
stehen; 
Lehrerberuf attraktiver gestalten; 
Verstärkung der pädagogischen, 
didaktischen und psychologischen 
Anteile in der Ausbildung; zertifi-
zierte Fortbildung für alle Beschäf-
tigten, deutliche Anhebung des 
Männeranteils im Erzieher- und 
Grundschullehrerberuf; 
 

Schulung von Kindern und Ju-
gendlichen mit und ohne Behinde-
rungen; vorhandene Kompetenzen 
und Ressourcen der Förderschulen 
in stärkerem Umfang vor allem für 
die Regelschule nutzbar machen; 
Förderung benachteiligter Jugend-
licher in der beruflichen Bildung 
durch effektivere Formen, die 
systematisch mit der betrieblichen 
Praxis verbunden sind; weit ge-
hender Erhalt des bestehenden 
Netzes der Berufsausbildungsstät-
ten; berufsbildende Schulen sollen 
einen wachsenden Beitrag zur 
Entwicklung polytechnische An-
gebote vor allem an den Sekundar-
schule leisten; 
Eröffnung des Zugangs zu akade-
mischer Bildung für immer mehr 
junge Menschen; schrittweiser 
Abbau der Barrieren, die am stu-
dieren hindern; keine Studienge-
bühren; schrittweise Abschaffung 
von Gebühren, die bereits jetzt für 
viele studierende eine hohe soziale 
Würde sind, dass er Studium er-
folgreich und zügig zu absolvieren; 
zusätzliche Aufnahmekriterien im 
Hochschulgesetz sollen entfallen; 
keine Streichungen an den Hoch-
schulenbudgets unter den derzeiti-
gen Bedingungen; 
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Fortführung der  Exzellenzoffensi-
ve; Modifizierung der Exzellenz- 
und Leistungskriterien unter stär-
kerer Berücksichtigung der ange-
wandten Wissenschaften; Verstär-
kung der internationalen Verflech-
tung von Forschung und Lehre 
auch mit den Transformationslän-
dern Osteuropas; 
Bündelung und tragfähige Koope-
ration der verschiedenen Wissen-
schaftseinrichtungen; engere Ver-
netzung von Forschung, Lehre und 
Wirtschaft; Weiterentwicklung der 
Hochschulen und Universitäten 
sowie außeruniversitären Einrich-
tungen zu Innovationsmotoren; 
Ausbau der Industrieforschung; 
vertiefte Beziehungen zwischen 
den Wissenschaftseinrichtungen 
und dem regionalen Umfeld; 
Schaffung von Forschungsverbän-
den mittelständischer Unterneh-
men mit Hochschulen; 
Gewährleistung von Planungssi-
cherheit insbesondere an den 
Hochschulen/Universitäten durch 
Folgezielvereinbarungen; 
Schaffung von Anreizen zu größe-
rer Wirtschaftsnähe, Schaffung 
eines effektiven Technologietrans-
fers an den Wissenschaftseinrich-
tungen; 
längerfristig leistungsfördernde 
und sozial ausgewogene nachgela-
gerte Studienbeiträge; stärkere 
Einbeziehung einer finanziellen 
Partnerschaft zwischen� 

Hochschulen: verlässliche und 
aufgabengerechte Finanzierung 
über 2013 hinaus; auch zukünftig 
keine Gebühren für ein Studium 
bis zum ersten berufsqualifizieren-
den Abschluss und in einem weite-
ren, darauf aufbauende Masterstu-
diengang;  
Intensivierung der Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses; 
Ausbau der Landesgraduiertenför-
derung, Verbesserung der Rah-
menbedingungen für kooperative 
Promotionsverfahren, Förderung 
kooperativer Graduiertenkollegs 
zwischen Universitäten und Fach-
hochschulen;  
konsequente Weiterentwicklung 
des Bolognaprozesses; flexiblere 
Studienstrukturen, d.h. Vergleich-
barer Bachelor-Studiengänge, stär-
kere Wahlmöglichkeiten von Se-
minaren und Vorlesungen, weniger 
Verschulung und eine einheitliche 
Berechnung der Leistungspunkte; 
Erhöhung der Studierquote, erwei-
terte Möglichkeiten zur Erlangung 
einer Hochschulzugangsberechti-
gung, größerer Umfang von Teil-
zeitstudienangeboten an den 
Hochschulen;  
Erhöhung des Anteils von Studie-
renden aus den alten Bundeslän-
dern sowie von ausländischen 
Studierenden; 
 

Hochschule: hohes Maß an Auto-
nomie und Entscheidungsfreiheit 
für Universitäten und Fachhoch-
schulen, Stärkung der Leitungs-
gremien; Übertragung der Bauher-
reneigenschaft an die Hochschu-
len, Absicherung einer langfristig 
verbindlichen Finanzierung des 
dringenden Aus- und Neubaube-
darfs; 
Stärkung der Hochschulen im 
Exzellenzwettbewerb, Vorsorge 
dafür im Landeshaushalt; 
Erschließung von Potenzialen der 
Drittmitteleinwerbung und des 
Sponsorings; 
privatrechtliche Ausgestaltung aller 
Anstellungen zur Erleichterung des 
Wechsels zwischen Hochschule 
und Wirtschaft; 
Ergänzung der Objekt- durch eine 
Subjektförderung in der Finanzie-
rung; uneingeschränkte Ermögli-
chung von Unternehmensbeteili-
gungen für Hochschulen; 
Forschung: Entwicklung von Initi-
ativen zum Ausbau von Forschung 
und Entwicklung in den Unter-
nehmen durch gezielte Förderpro-
gramme; Einräumen des Rechts 
auf Vermarktung der Produkte für 
die Hochschulen, 
Ablehnung ideologischer Festle-
gungen und Eingrenzungen in der 
Forschungsförderung, etwa bei der 
Stamm Zell Forschung, den Bio- 
und Gentechnologie sowie der 
Nanotechnologie. 

Hochschule: Investieren in eine 
leistungsfähige Hochschulbildung 
und -forschung als zentralen Pfei-
ler der Zukunftspolitik des Landes; 
gegen Studiengebühren, Ableh-
nung auch der vorhandenen Lang-
zeitstudiengebühren; stattdessen 
weiterer Ausbau der Möglichkeiten 
zum Teilzeitstudium;  
Wege zu einem Hochschulstudium 
für Menschen ohne Abitur; 
Ausbau des politischen Mandates 
von Studierenden, Professoren und 
wissenschaftlichem Mittelbau zu 
einer echten Drittelparität und 
Stärkung gegenüber der Hoch-
schulleitung und dem Land; 
allen Absolventen von Bachelor-
Studiengängen soll die Möglichkeit 
eines Masterstudiums offen stehen; 
Ersetzung der Verschulung der 
Bachelor- und Masterstudiengänge 
durch eine Studienstruktur, die 
wieder ein anspruchsvolles, unbü-
rokratisches und selbstbestimmtes 
Studium ermöglicht: keine Anwe-
senheitspflicht, freie Wahl von 
Dozenten und Seminaren, freie 
Wahl der Studiendauer, selbstorga-
nisiertes Lernen, Unterstützung der 
Studierenden in der Ausgestaltung 
ihres Studiums; 
Forschung: Schwerpunkt auf For-
schungsbeiträgen zu einer ökologi-
schen, nachhaltigen Lebensweise; 
Recycling, erneuerbare Energien 
und effiziente Leitungs- und � 

Voraussetzungen dafür schaffen, 
dass alle Studierenden mit Bache-
lorabschluss ihr Studium in einem 
Masterstudiengang fortsetzen kön-
nen; Weg zur Promotion muss 
besser als bisher eröffnet werden, 
Benachteiligungen müssen über-
wunden werden; 
grundsätzliche Fragen über Ent-
wicklung und Profilbildung an den 
Hochschulen sollen durch die de-
mokratisch gewählten Gremien 
beraten und entschieden werden; 
Lehre und Forschung sollen fami-
lienfreundlich und sensibel für die 
unterschiedlichen Lebenslagen von 
Studierenden, von Mitarbeitern 
sowie von Hochschullehrern ges-
taltet werden; 
Ausrichtung der Innovationspolitik 
des Landes auf die Stärkung der 
Forschungs- und Entwicklungspo-
tenziale in den Unternehmen; 
Hochschulen müssen noch besser 
in die Lage versetzt werden, Wis-
senstransfer und weitere Koopera-
tionsbeziehungen mit der Wirt-
schaft bedarfsgerecht und mit ho-
hem Gewinn für die gesellschaftli-
che Entwicklung insgesamt zu 
gestalten; Ausbau des Sektors der 
wissenschafts- und forschungsori-
entierten Unternehmen und der 
Serviceunternehmen für Techno-
logietransfer, Beratung und Quali-
fikation; 
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 der öffentlichen Hand und der 
privaten Wirtschaft in die Finan-
zierung von Forschungsstandorten; 
Ausbau von Hochschulen und 
Universitäten zu Orten exzellenter 
Forschung, Ausbildung und 
Nachwuchsförderung; Überprü-
fung der Studier- und Berufsfähig-
keit sowie der Kompatibilität der 
Bachelor- und Masterabschlüsse; 
Straffung der Lehrinhalte, Verkür-
zung der Studienzeiten, Auswahl 
der Studierenden nach Eignung 
und Leistung durch die Hochschu-
len; Auswahl der Professoren auch 
nach didaktischer Eignung; weitere 
Steigerung der Studierendenquote 
im Land;  
Festhalten am Abitur als allgemei-
ner Hochschulzugangsberechti-
gung; Ermöglichung weiterer Zu-
gangswege; 
Gewährleistung der Promotions-
möglichkeit für geeignete Hoch-
schulabsolventen an den Universi-
täten; Ausbau der komplementären 
Kooperation zwischen verschiede-
nen Wissenschaftsstandorten und -
einrichtungen; 
Beibehaltung der differenzierten 
Hochschullandschaft mit unter-
schiedlichen Hochschulearten und 
verschiedenen Trägerschaft; Siche-
rung einer angemessenen Ausstat-
tung mit wissenschaftlichem Per-
sonal an den Hochschu-
len/Universitäten; Stärkung des 
Weiterbildungssektors; 
 

Wissenschaft: Fortführung der 
Offensive zur Förderung von 
Netzwerken wissenschaftlicher 
Exzellenz in der grundlagen- und 
anwendungsorientierten For-
schung; Sicherung der vorhande-
nen wissenschaftlichen Infrastruk-
tur; Weiterentwicklung und Um-
setzung des Perspektivprogramms 
Hochschulbau 2020; Stärkung 
außeruniversitäre Einrichtungen, 
Einsatz für die Ansiedlung weiterer 
Institute; 
keine Privatisierung der Universi-
tätsklinika.; sorgfältige Prüfung 
strategischer Partnerschaften und 
Kooperationen; Novellierung des 
Hochschulmedizingesetzes unter 
Berücksichtigung der Evaluations-
empfehlungen des Wissenschafts-
rates; 
nachhaltige Frauenförderung in 
Forschung und Lehre; 

  Speichertechniken, Forschun-
gen zur neuen Antrieben, Fahrzeu-
gen und Mobilitätskonzepten als 
innovative Forschungsfelder; 
grundsätzliche  Ablehnung einer 
Forschung zu neuen Atomreakto-
ren und gentechnisch manipulier-
ten Lebensmitteln; 
dringende Abschaffung des Bund-
Länder-Kooperationsverbotes; 
alle Bürgerinnen und Bürger müss-
ten ungehinderten Zugang zu In-
formationen haben; freie Verfüg-
barkeit des mit staatlichen Geldern 
erforschten Wissens; 
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Gesundheit: Schaffung von mehr 
Wettbewerb im Gesundheitssys-
tem; Verringerung und bestenfalls 
Abbau von Subventionen im Ge-
sundheitswesen;  
aktive Politik der Prävention; Prä-
vention und Gesundheitsförderung 
als vierte Säule neben Akutbehand-
lung, Rehabilitation und Pflege; 
leistungsfähige und wohnortnahe 
ärztliche Versorgung; Förderung 
der Niederlassung von Ärzten in 
unterversorgten Gebieten, insbe-
sondere im ländlichen Raum; Ver-
besserung der kommunalen Vor-
aussetzungen zur Niederlassung 
von jungen Ärzten; stärkere Ein-
beziehung der an Kliniken und 
Krankenhäusern beschäftigten 
Ärzte in die ambulante ärztliche 
Versorgung; 
Anpassung der Krankenhauspla-
nung an die Veränderungen der 
ländlichen Regionen; 
Fortentwicklung einer sektoren-
übergreifenden Versorgung als 
Baustein für eine moderne Ge-
sundheitswirtschaft; 
Errichtung einer zentralen Gewe-
bedatenbank Mitteldeutschland; 
Eintreten für integrierte Leitstellen 
und ein landeseinheitliches Lei-
tungssystem mit weiterer Verbesse-
rung der Qualität und Beibehaltung 
der bisherigen Hilfsfristen; Prüfung 
der Vergabe- und Ausschreibungs-
praxis im Rettungsdienst; � 

Gesundheit: Weiterentwicklung der 
gesetzlichen Krankenversicherung; 
sichere, bezahlbare und zuverlässi-
ge Gesundheitsversorgung für alle 
Menschen im Land; Ablehnung 
der Kopfpauschale; Unterstützung 
der Vorschläge zur Bürgerversiche-
rung mit Einbeziehung aller Ein-
kommen; intelligente Lösungen zur 
Absicherung der haus- und fach-
ärztlichen Versorgung; Schaffung 
von medizinischen Versorgungs-
zentren, Öffnung von Kranken-
häusern für ambulante Versorgung 
und Integration von sozialen 
Diensten; Gestaltung der Kran-
kenhauslandschaft unter Qualitäts- 
und Integrationsgesichtspunkten; 
Kostentragung für medizinisch 
sinnvolle Vorsorgeuntersuchungen 
generell von den Krankenkassen; 
Ausbau von Forschungsdiszipli-
nen, die sich mit Fragen des Alters 
und des Alterns beschäftigen; 
Novellierung des Rettungsdienst-
gesetzes; Sicherung der Notarzt-
versorgung, Straffung der Struktur 
des Rettungsdienstes, Förderung 
des Ehrenamtes im Katastrophen-
schutz und gesetzlicher Auftrag für 
die Wasser- und Bergrettung; kon-
sequente Umsetzung des Vorrangs 
von Prävention; Erhalt der gut 
arbeitenden Netze der Suchtbera-
tung; keine Privatisierung der Uni-
versitätskliniken, kein Verkauf der 
Salus gGmbH; 

Gesundheit:  Ziel: Versorgung 
ohne Wartelisten und schneller 
und bürokratischer Zugang zu Arzt 
und Krankenhaus; Abbau von 
Bürokratie und unsinnigen, teilwei-
se widersprüchlichen Regelungen; 
Unterstützung für Maßnahmen, die 
die Beschäftigung und Ansiedlung 
junger Ärzte fördern; weitere Ent-
wicklungen der Einrichtung von 
regionalen integrativen Versor-
gungszentren in Regionen mit 
Unterversorgung; Aufbau einer 
modernen funktionsfähigen Tele-
matikinfrastruktur zur Verbesse-
rung der fachärztlichen Betreuung; 
Aufrechterhaltung der Eintrittszei-
ten des Rettungsdienstes auch in 
dünn besiedelten Gebieten; Ver-
einfachung der Kriterien zur Er-
langung der Notarztberechtigung 
in angemessener Weise; 
Unterstützung der Prävention als 
wesentliches Instrument der Ge-
sunderhaltung 
Ermöglichung eines vielgestaltigen 
Angebots an Heimformen, Einfüh-
rung neuer Formen der Betreuung 
über Pilotvorhaben; Befreiung 
zuverlässiger Betreiber von einem 
Übermaß an staatlicher Kontrolle; 
Gleichstellung der nach Landes-
recht vor 2003 abgelegten Prüfun-
gen zum Altenpfleger mit den 
Abschlüssen nach Bundesrecht;  

Gesundheit: Stärkung von Eigen-
verantwortung und gesundheitli-
cher Kompetenz der Menschen;  
Bürgerversicherung, in die alle 
Erwerbstätigen einzahlen und alle 
Einkommensarten einbezogen 
werden sollen;  
Weiterentwicklung der Versor-
gungsstrukturen, dass ambulante 
und stationäre Einrichtungen des 
Gesundheits- und Pflegebereichs 
besser zusammenarbeiten; 
Ablehnung der weiteren Privatisie-
rung von Krankenhäusern; Profi-
lierung der Krankenhäuser als 
regionale bzw. fachliche Gesund-
heitszentren; Stärkung der Dro-
genprävention; 
Pflege: Umsetzung des Prinzips 
"ambulant vor stationär"; Schaf-
fung von tragfähigen und sich 
gegenseitig ergänzenden ambulan-
ten und niedrigschwelligen Versor-
gungsstrukturen in jeder Region; 
Förderung alternativer Wohn- und 
Betreuungskonzepte; 
Abbau von überflüssiger Bürokra-
tie und zeitaufwändigen Überregu-
lierungen und Kontrollen; Einfüh-
rung und Anerkennung transparen-
ter und angemessener Qualitätssi-
cherungssysteme; "Pflege-TÜV"; 
Verbesserung der Versorgung von 
Personen mit Demenz; Unterstüt-
zung von Pflegebedürftigen und 
Pflegenden durch funktionierende 
Beratungs- und Entlastungsange-
bote; 

Gesundheit: für eine gute ärztliche 
Versorgung; 
Unterstützung der laufenden Be-
mühungen der Selbstverwaltung 
von Kassen und Ärzten zur besse-
ren Versorgung des ländlichen 
Raumes; 
Gewährleistung der Bindung der 
Studierenden, nach ihrem Ab-
schluss im ländlichen Raum tätig 
zu werden, durch geeignete Anrei-
ze; 
wirtschaftlich vernünftige Vertei-
lung von Basis- und Spezialversor-
gung, mit der für die ambulante 
Versorgung vor allem im fachärzt-
lichen Bereich Kooperationspunk-
te geschaffen werden sollen;  
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 leistungsorientiertes und zeitge-
rechtes Vergütungssystem für alle 
im Rettungsdienst Tätigen; 
Pflege: bedarfsgerechte Pflegeinf-
rastruktur sowie ausreichend und 
gut qualifiziertes Personal im am-
bulanten und stationären Bereich; 
 
Familie: bessere Vernetzung von 
Kita, Schule und Hort; stärkere 
Einbindung der Eltern durch ein 
halbjährlich stattfindendes Ent-
wicklungsgespräch in den Schulen; 
Nachdenken über eine familiener-
gänzende staatliche Unterstützung 
bei der Kinderbetreuung; konse-
quenter und flächendeckender 
Ausbau von Familienzentren; An-
bindung räumlich und zeitlich an 
Kita und Schulen; 
verstärkte Anstrengungen zur 
Vermeidung von Schwanger-
schaftsabbrüchen; ausreichendes 
Angebot von Schwangerschaftsbe-
ratungsstellen; stärkere fach- und 
trägerübergreifende Vernetzung 
vorhandener Angebote; 
zügige Umsetzung der rechtlichen 
Gleichstellung und -behandlung 
verheirateter und unverheirateter 
Väter in Bezug auf das Sorgerecht; 
großzügigere Genehmigung von 
Eltern-Kind-Kuren und Kinderku-
ren; 
familienfreundliche Gestaltung der 
Arbeitswelt; Ausbau der Kinderta-
gesbetreuung, Förderung von � 
 

Familie: Unterstützung von Famili-
en und Alleinerziehenden, gutes 
Bildungssystem, funktionierende 
Beratungslandschaft; Ausbau und 
bessere Vernetzung der Elternbil-
dung sowie der Familien- und 
Erziehungsberatung; weiterer Aus-
bau von Kitas zu Kinder-Eltern-
Zentren; qualifizierte Ganztags-
betreuung in Schulen, vielseitige 
Angebote bei Jugendarbeit, Ju-
gendfreizeit und außerschulischer 
Jugendbildung; Beibehaltung der 
Jugendpauschale auf einem be-
darfsgerechten Niveau; Bewahrung 
der Vielfalt der Jugendverbände 
und Stärkung ihres bildungspoliti-
schen Auftrags; Unterstützung der 
Lokalen Bündnisse für Familien; 
Familienpass; Aufnahme von Kin-
derrechten in die Verfassung; 
gerechte Arbeitswelt; Verbesserung 
der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf; Gewährleistung einer hohen 
Betreuungsdichte und guten Quali-
tät der Kinderbetreuung; Unter-
stützung für Unternehmen, die 
flexiblere Arbeitszeiten und Teil-
zeitmodelle anbieten; Unterstüt-
zung und Förderung Alleinerzie-
hender durch Arbeitsagenturen 
und Jobcenter; Allianz von Arbeit-
gebern und Gewerkschaften für 
eine familienfreundliche Unter-
nehmenskultur; Reduzierung re-
gelmäßig anfallender Überstunden, 
bessere Verzahnung von Erwerbs-
phasen mit Familienphasen; 

Familie: Mehr Vertrauen in die 
Familie, weniger staatliche Bevor-
mundung; 
Erhaltung des Netzes der Kinder-
tagesstätten, Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für innovati-
ve Konzepte, wie Öffnungszeiten 
außerhalb der klassischen Arbeits-
zeiten, Kopplung an Unternehmen 
oder- verbünde, multilinguale 
Betreuung und pädagogische 
Schwerpunktbildung; Kitas als 
Kompetenzzentren der frühkindli-
chen Bildung; Schwerpunkt auf 
weitere Qualifizierung des Perso-
nals der Kindertagesstätten; Mög-
lichkeit für Leiter, den Hochschul-
abschluss zu erreichen; weitere 
Verbesserung der Ausbildung von 
Erziehern; Unterstützung des Lan-
des für junge Familien bei der In-
vestition in Wohneigentum; Aufle-
gen eines Programms zur Unter-
stützung von Unternehmen bei der 
Flexibilisierung der Arbeitszeit im 
Rahmen einer Familienfreundlich-
keitsaktion, Berücksichtigung von 
Familienarbeit bei Karriereent-
scheidungen im öffentlichen 
Dienst; 
 

Verlegung der politischen Verant-
wortung für Krippen und Kinder-
gärten in das Bildungsressort; Ein-
führung eines Rechtsanspruchs auf 
ganztägige Bildung und Betreuung 
in einer Kita für alle Kinder; sozia-
le Staffelung der Gebühren; ver-
bindliches kostenfreies vor Schul-
jahr für alle Kinder; langfristige 
Steigerung des Ausbildungsniveaus 
der Erzieher; Einrichtung von 
Studiengängen an den Hochschu-
len; Offensive für Ausbildung und 
Nachqualifizierung in der Pädago-
gik, entsprechende Bezahlung der 
Erzieher; 
Ausbau und Stärkung der Infra-
struktur insbesondere von Kitas 
und Schulen; Einführung einer 
einkommensunabhängigen Kin-
dergrundsicherung von 330 €; 
Finanzierung aus Mitteln zahlrei-
cher direkter und indirekter Fami-
lienleistungen sowie der Ab-
schmelzung des Ehegattensplit-
tings; 
Verbesserung der Bedingungen zur 
Familiengründung: Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf; Änderung 
von Rahmenbedingungen in Schu-
le und Ausbildung, Förderung der 
Familie und Stärkung von jungen 
Müttern und Vätern in ihrer dop-
pelten Verantwortung; Förderung 
von generationenübergreifenden 
neuen Wohnformen; Verbesserung 
der Kinderbetreuungszeiten;  

Armut und Ungerechtigkeit ver-
hindern, soziale Ziele vereinbaren; 
dafür sorgen, dass die finanzielle 
Förderung vieler ehrenamtlicher 
und professioneller Beratungen 
auch in Zukunft gewährleistet 
wird; 
kommunale Sozialpolitik in die 
Lage versetzen, entsprechend dem 
Bedarf vor Ort ein zuverlässiges 
Netz von Beratungsstellen so zu 
fördern, dass Synergie-Effekte und 
Verletzungen unter den Redakteu-
ren entstehen; Erarbeitung von 
sozialen Zielen im Rahmen einer 
Landessozialkonferenz mit Wohl-
fahrtsverbänden, Gewerkschaften 
und weiteren engagierten Vereinen 
und Verbänden; 
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 Strukturen, die Familien bei der 
Pflege von Angehörigen unterstüt-
zen; 
konsequente Frauenförderung vor 
allem in Führungspositionen; 
 
 
  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

sicher finanziertes und engmaschi-
ges Netz von Beratungs- und Un-
terstützungsangeboten für Eltern; 
Erhalt und Förderung familienent-
lastender Angebote wie Schwan-
gerschaftsberatungsstellen, Famili-
en- und Erziehungsberatungsstel-
len, Familienzentren; Förderung 
von Familienurlauben;  
Verankerung von Kinderrechten in 
der Landesverfassung; 
Schaffung von mehr öffentlichen 
Freiräumen und Erschließung von 
Kulturräumen für Kinder und 
Jugendliche; Ermutigung von Ju-
gendlichen zu freiwilligem Enga-
gement; 
Vorgehen gegen Jugendkriminalität 
mit der Bekämpfung ihrer Ursa-
chen; gegen eine Verschärfung des 
Jugendstrafrechts; 
 
zeitgemäße soziale Sicherungssys-
teme; Mindestlöhne, Progressiv-
lohnmodell zur Entlastung der 
unteren Einkommensbereiche, 
Anhebung der Grundsicherung auf 
ein soziokulturelles Existenzmini-
mum; dynamischer gesetzlicher 
Mindestlohn; Absenkung der Sozi-
alversicherungsbeiträge bei Ge-
ringverdienenden, gleichzeitig Auf-
stockung der Rentenentgeltpunkte; 
Einführung eines rechtswirksamen 
Vergabegesetzes mit Vorschrift 
sozialer und ökologischer Verga-
bekriterien und spürbaren Sanktio-
nen bei Verstößen;  
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Senioren: Nutzung der Lebenser-
fahrung der älteren Generation; 
Unterstützung der Vitalität durch 
aktivierende Anforderungen und 
Prozesse des lebenslangen Ler-
nens; 
Ältere Menschen mit gesundheitli-
chen Einschränkungen und deren 
Angehörige müssen auf bedarfs-
orientierte Unterstützungsangebote 
zurückgreifen können; 

 
 
 
 
 
Senioren: gezielte Förderung der 
gesellschaftlichen Teilhabe älterer 
Menschen durch Stärkung freiwil-
ligen Engagements und ehrenamt-
licher Tätigkeiten; 
Unterstützung für den Bau barrie-
refreier Wohnungen und neuer 
Gemeinschafts- und Mehrgenera-
tionen-Wohnformen; 
Gewährleistung einer wohnortna-
hen Infrastruktur für Bildung, 
Kultur und Sport und einer Ge-
sundheitsbetreuung in allen Regio-
nen des Landes; 
Unterstützung für das Netz der 
Seniorenbegegnungsstätten und -
beratungsstellen; 
 

 
 
 
 
 
Senioren: Nutzung der Potenziale 
der älteren Generation durch den 
Umbau von Institutionen und 
Infrastruktur; Einführung einer 
Seniorenfreundlichkeitsprüfung; 
Ausrichtung des ÖPNV auf die 
Bedürfnisse von Menschen, die 
nicht Auto fahren wollen oder 
können, Schaffung von Rahmen-
bedingungen, die das Ehrenamt 
vom Risiko der persönlichen Haf-
tung befreien und es noch attrakti-
ver machen sich für andere zu 
engagieren; 

Einführung der grünen Grundsi-
cherung in Höhe des tatsächlichen 
Bedarfs von zurzeit 420 €; Erleich-
terung von Hinzuverdienst; 
 
Senioren: Förderung der Selbst-
ständigkeit im Alter durch Teil-
nahme an Bildungsmöglichkeiten, 
Gedankenaustausch, sozialen Kon-
takten, Bewegung und Mobilität, 
nachbarschaftlichen Hilfen und 
freiwilligen Engagement; inhaltli-
che und organisatorische Weiter-
entwicklung und bessere Koordi-
nation der bestehenden Beratungs-
und Anlaufstellen; eigenständige 
Rentenansprüche von Frauen und 
Männern sowie Angleichung der 
Rentensysteme in Ost und West; 
Aufstockung der Rentenansprüche 
bei Langzeitarbeitslosen sowie 
Garantierente zum Schutz vor 
Altersarmut;  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Senioren: Stärkung der Selbstver-
tretungsrechte; Senioren- Vertre-
tungs-Gesetz oder Regelung in der 
Gemeinde- und Landkreisordnung, 
die den Seniorenvertretungen in 
den Kommunen eine verlässliche 
Grundlage für ihre Arbeit gibt; 
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Mobilität: verkehrsträgerübergrei-
fende Erhaltung und weitere Stär-
kung der Verkehrsinfrastruktur; 
Ablehnung der Einführung einer 
Pkw-Maut ohne gleichzeitig wir-
kende Maßnahmen zur Entlastung 
der Autofahrer; 
Bekenntnis zu allen Verkehrspro-
jekten der Bundes- und Landes-
verkehrswegeplanung sowie zu den 
Infrastrukturfestlegungen im neuen 
Landesentwicklungsplan; 
Sicherung und bedarfsgerechter 
Ausbau der Schieneninfrastruktur 
sowohl für den Personen- als auch 
für den Güterverkehr; bessere 
Anbindung der Zentren des Lan-
des an das nationale Eisenbahn-
netz; Vorantreiben des Baus der 
ICE-Strecke Nürnberg-Berlin; 
Stärkung des Kombinierten Ver-
kehrs, Verbesserung der Voraus-
setzungen für Transportverlage-
rungen auf die Schiene; 
Erschließung der Potenziale der 
Wasserwege im Hinterlandverkehr; 
schrittweise barrierefreie Gestal-
tung des Nahverkehrs; flächende-
ckende Tarif- und Verkehrsver-
bände; Optimierung der Vernet-
zung des Nah- und Fernverkehrs; 
durchgängiges und klassifiziertes 
Rad-, Fuß- und Wanderwegenetz; 
 
Landesentwicklung: Initiative Mit-
teldeutschland: infrastrukturelle 
Vernetzung der mitteldeutschen 
Länder im ÖPNV bei � 

Verkehr: Erhalt der seit der Wende 
geschaffenen bzw. sanierten Ver-
kehrswege und umweltgerechte 
Nutzung der Verkehrsträger; 
integriertes Verkehrskonzept, das 
die Vielzahl der Einzelkonzepte 
auf den Prüfstand stellt und zu-
sammenführt; 
Umsetzung der wichtigen Straßen-
bauprojekte; 
Sanierung der Landes- und kom-
munalen Straßen und Brücken in 
angemessenem Umfang trotz be-
grenzter Haushaltsmittel; 
Verlagerung von Transporten so 
weit wie möglich von der Straße 
auf Schiene und Wasserstraße; 
Bundeswasserstraßen müssen für 
die gewerbsmäßige Binnenschiff-
fahrt nutzbar bleiben, aber: Ableh-
nung des Ausbaus der Elbe; 
im Fernverkehr dauerhafte Wie-
deranbindung Magdeburgs sowie 
Erhaltung der Anbindung von 
Halle (Saale) ans ICE-Netz;  
dauerhafte Sicherung des flächen-
deckenden und barrierefreien 
ÖPNV;  
intelligente Vernetzung der Ver-
kehrsträger Schiene, Straßenbahn 
und Bus;  
Geschwindigkeitsbegrenzung auf 
30 km/h vor Kindertagesstätten 
und Schulen;  
 
 

Verkehr: Zügige und konsequente 
Umsetzung von Verkehrsvorha-
ben: Nordverlängerung A14, west-
licher Autobahnring um Halle, 
Weiterführung der B6n von Bern-
burg bis zur A9, Verlängerung der 
A71, Bau des Saale-Seitenkanals; 
bei unabdingbaren Verkehrsvorha-
ben Vorfinanzierung mit Landes-
mitteln, wenn der Bund zu lange 
zögerte; 
Sicherstellung einer flächende-
ckenden Versorgung mit Breit-
bandanschlüssen, vorantreiben der 
Breitband Versorgung durch att-
raktive Rahmenbedingungen für 
private Investoren; 
Regierung der Erhöhung der 
Grunderwerbsteuer von 3,5 % auf 
4,5 %; 
 
Landesentwicklung: Konzentration 
des Einsatzes von Fördermitteln 
auf die Stärkung wertvoller bauli-
cher Strukturen in den historischen 
Stadt- und Dorfkernen; Schrump-
fungsprozesse aufgrund des demo-
graphischen Wandels in den Mit-
tel- und Oberzentren als Chance 
für eine behutsame Stadtreparatur 
begreifen; Schaffung von Rahmen-
bedingungen, um medizinische 
und soziale Dienstleistungen in der 
Fläche zu garantieren; 
Erhaltung und Unterstützung pri-
vater Initiativen, Stärkung des eh-
renamtlichen Engagements; � 
 

Mobilität: Weiterentwicklung der 
Angebote im Land, dass alle Men-
schen bequem, umweltfreundlich 
und sicher ans Ziel kommen; 
Straßenverkehr insbesondere im 
ländlichen Raum als unverzichtba-
rer Bestandteil des Verkehrssys-
tems; Konzentration des vorhan-
denen Geldes auf Unterhalt der 
Straßen, Weiterentwicklung des 
vorhandenen Netzes, wo dies zum 
Beispiel wegen Lärmschutz not-
wendig ist; Ablehnung der Nord-
verlängerung der A14; alternativer 
Ausbau der Bundesstraßen B71 
und B189; Ablehnung des Neu-
baus der Autobahn A143; Ableh-
nung der Nordumgehung Dessau; 
Ablehnung der Verlängerung der 
B6n;  
Förderung des Rückbaus von Stra-
ßen, auf denen das Verkehrsauf-
kommen gering ist; wirksame 
Umweltzonen in den Städten; 
generelle Geschwindigkeitsbegren-
zung auf Autobahnen von 120 
km/h.; Einführung von Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen auch 
auf vielen Bundes und Landesstra-
ßen;  
Sicherung eines Grundangebotes 
im ÖPNV auf dem Land; in den 
Städten über die Grundversorgung 
hinaus attraktive Angebote für 
Verbindungen mit hoher potentiel-
ler Nachfrage; Sinnvolle Taktung 
des Bahnverkehrs und Verzahnung 
und Abstimmung mit � 

Mobilität: Sicherung des Angebots 
des öffentlichen Verkehrs auf 
Schiene und Straße, Gewährleis-
tung darüber hinaus wichtiger An-
gebote der Daseinsvorsorge in 
zumutbarer Entfernung; flächen-
deckende Einführung und Bezu-
schussung von Sozialtickets für 
einkommensschwache Personen; 
innerhalb des geltenden ÖPNV-
Gesetzes diejenigen Kommunen, 
die ein Sozialticket einführen, bes-
ser bezuschussen als diejenigen, die 
dies nicht tun; 
 
Zugang zum schnellen Internet 
überall ermöglichen; leistungsfähi-
ge Breitbandnetze zum schnellen 
Informations- und Wissensaus-
tausch als Bestandteil der öffentli-
chen Daseinsvorsorge; 
 
Voraussetzungen für Barrierefrei-
heit schaffen; barrierefrei gestaltete 
Umwelt; deutliche Einschränkun-
gen der Ausnahmeregelungen in 
der Landesbauordnung, die es 
immer noch erlauben, beim Bau 
von den Grundsätzen der Barriere-
freiheit abzuweichen; zwingende 
Durchsetzung von Barrierefreiheit 
insbesondere dort, wo Investitio-
nen mit öffentlichen Fördermitteln 
getätigt werden; schrittweise Errei-
chung des Ziels, dass alle öffentli-
chen Gebäude, Kommunikations-
portale und Informationsquellen 
wirklich für alle zugänglich sind;. 
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 Schiene und Straße; weiterer 
Ausbau der Schieneninfrastruktur 
zwischen den Ländern; gemeinsa-
me Entwicklung der Hochschulen 
der Länder; Profilierung des 
Raums als Hightechregion; Förde-
rung der von den mitteldeutschen 
Clustern der Wirtschaft initiierten 
wissenschaftlich-technischen Zu-
sammenarbeit; engere Abstim-
mung der Verwaltungen der Län-
der; gemeinsame Nutzung der 
Tourismus-Potenziale; stärkere 
Kooperation bei der Bestandssi-
cherung und Neuansiedlung von 
Industrie, abgestimmte Wirt-
schaftsförderungspolitik, gemein-
same Förderung außenwirtschaftli-
che Kontakte; regional abgestimm-
te Arbeitsmarktpolitik; Etablierung 
der Metropolregion Mitteldeutsch-
land; Anpassung der Flächennut-
zungspläne der Städte und Ge-
meinden an die aktuellen Ziele der 
Raumordnung des Landes; Weiter-
entwicklung der landespolitischen 
Ansätze eines "Demographie-
TÜV"; stetige Fortschreibung der 
regionalisierten Bevölkerungsprog-
nose; kinder- und jugendfreundli-
chere Gestaltung der Städte, Ge-
meinden und Landkreise; hierzu 
Überprüfung sämtlicher öffentli-
cher Dienstleistungen und Ange-
bote; 
flächendeckende Versorgung mit 
Telekommunikationsdienstleistun-
gen; � 

Stärkung der eigenständigen Regi-
onalentwicklung durch den Ausbau 
von regionalen Budgets bei der 
Förderung des ländlichen Raums; 
in jeder der fünf Planungsregionen 
wird es auch künftig mindestens 
eine Hochschule und ein Theater 
geben; Investitionen in die Breit-
band-Infrastruktur; Steigerung der 
Attraktivität des ländlichen Raums 
durch eine Erhöhung der "Halte-
kräfte", gerade für junge Familien, 
ausreichendes Angebot an Ar-
beitsplätzen, wohnortnahe Versor-
gung mit Kindergartenplätzen und 
Schulen; 
konsequente Fortsetzung von 
Stadtumbau- und Stadterneue-
rungsmaßnahmen, von integrativen 
Programmen zur sozialen Stabili-
sierung städtischer Problemgebiete, 
zur Verbesserung der Wohn- und 
Lebensbedingungen sowie der 
wirtschaftlichen Stabilisierung von 
Stadtquartieren; 
Fortführung der städtebaulichen 
Erneuerung zur Erhaltung und 
Modernisierung von Gebäuden, 
zur Revitalisierung von Zentren 
und Nebenzentren sowie zur Ver-
besserung des Wohnumfeldes; 
Einsetzung von Wohnungs- und 
Städtebaumitteln vorrangig für die 
Bestandssanierung und für junge 
Familien; Schaffung zusätzlichen 
altengerechten und barrierefreien 
Wohnraums;  
 

Einsatz dafür, dass die Menschen 
entlang der Flussläufe durch ein 
umfassendes und nachhaltiges 
Hochwassermanagement geschützt 
werden;  
 
 
 
 
 
 
 

anderen Verkehrsmitteln; im Regi-
onalverkehr mehr Schnellverbin-
dungen zwischen den Zentren; 
Übernahme von Nebenstrecken in 
Landesverantwortung; günstigere 
Monatskarten im Regionalverkehr; 
Verbesserung des Fernverkehrs der 
Bahn; Konzentration des Güter-
verkehrs auf die Schiene; 
Geltung der Lkw-Maut mittelfristig 
für alle Straßen; 
gegen den Ausbau der Elbe und 
den Bau des Saalekanals; 
Förderung des Fußverkehrs in 
Städten und Gemeinden; Anhe-
bung des Anteils der Radfahrten 
am Gesamtverkehr auf 20 %; Re-
servierung von Straßenbaumitteln 
für den Radverkehr entsprechend 
seines Anteils am Gesamt Verkehr; 
Ablehnung des Flughafens 
Cochstedt; gemeinsames Flugha-
fenkonzept mit Sachsen und Thü-
ringen; Einführung von emissions- 
und tageszeitabhängigen Landege-
bühren und eines bundesweiten 
Nachtflugverbotes;  
 
Ländliche Räume auf Zukunft 
einstellen; Aufbau moderner intel-
ligenter Versorgungsstrukturen im 
Bereich Gesundheit, Pflege, Ver-
kehr und Einzelhandels; flexible 
Lösungen zum Erhalt der Grund-
versorgung für dünn besiedelte 
Regionen, kreative Anpassung und 
gegebenenfalls Rückbau der bauli-
chen und technischen � 

Vorhalten von bedarfsgerechtem 
Wohnraum darf nicht allein dem 
Markt überlassen werden, sondern 
verlangt einen starken kommuna-
len und genossenschaftlichen Sek-
tor; Einrichtung eines Fonds für 
Tilgung und Zinshilfen zur Ablö-
sung von Krediten der Wohnungs-
unternehmen bei der Investitions-
bank des Landes; Prüfung der 
Möglichkeit von Liquiditätshilfen 
und der Bereitstellung von Sicher-
heiten; 
Hinwirken auf eine langfristige 
Planungssicherheit bei den Bun-
desfinanzhilfen für den Stadtum-
bau Ost;  
Einsatz für die endgültige Lösung 
der Altschuldenproblematik beim 
Bund;  
Wiederaufstockung des Anteils des 
Bundes an den Kosten der Unter-
kunft;  
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Erhalt allgemein zugänglicher 
Kunst- und Kulturangebote in 
allen Landesteilen;  
Erhalt bedarfsgerechter Kitaplätze 
und Tagespflegestellen; 
Fortführung des Stadtumbaus im 
Rahmen einer verlässlichen und 
frühzeitigen Mittelbereitstellung;  
Erhalt eines eigenständigen För-
derweges für die Stadtsanierung im 
ländlichen Bereich;  
Weiterentwicklung der Wohnei-
gentumsförderung mit einer Fami-
lienkomponente;  
Stabilisierung der Bauwirtschaft in 
Sachsen-Anhalt;  
Sicherung einer hohen Investiti-
onsquote im Infrastrukturbereich; 
 effektivere Gestaltung der techni-
schen Straßenverwaltung und Zu-
sammenführung der Bau- und 
Liegenschaftsverwaltung des Lan-
des; 

Erweiterung der Förderung von 
Eigentümermoderatoren; 
Sicherung angemessenen Wohn-
raums für Empfänger von Wohn-
geld und ALG II; 
Evaluierung und gegebenenfalls 
Veränderung der Landesbauord-
nung in enger Abstimmung mit 
den Bauaufsichtsbehörden und 
Praktikern; 
keine Kürzungen beim Wohngeld, 
bei der Städtebauförderung und bei 
den KfW-Programmen zur Ge-
bäudesanierung; 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Infrastruktur; Erhaltung einer 
möglichst wohnortnahen medizini-
schen Versorgung und Etablierung 
von Schulen als kulturelle Zentren 
auch in dünn besiedelten Gebieten; 
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Sicherheit:  weiterhin angemesse-
ner Einstellungskorridor für die 
Polizei; vorziehen in der Zukunft 
vorgesehener Einstellungen; 
höhere Strafen für Angriffe gegen 
Polizeibeamte, Angehörige von 
Feuerwehren und andere Hilfs- 
und Rettungsdienste; 
Rückgängigmachung der Einrich-
tung der Beschwerdestelle zur 
Meldung von Vorfällen und Be-
schwerden im Polizeibereich; 
Erhalt der Bereitschaftspolizei; 
Schaffung der rechtlichen Rah-
menbedingungen für eine ent-
schiedene Bekämpfung von Terro-
rismus und Kriminalität; Novellie-
rung des Gesetzes über die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung; 
Verbesserungen in der kriminal-
technischen Arbeit, insbesondere 
in IT-Bereich;  
Weiterentwicklung von Feuerwehr 
und Katastrophenschutz; Rück-
gängigmachung der Streichung des 
kommunalen Anteils an der Feuer-
schutzsteuer; Erhalt der Brand-
schutz- und Katastrophenschutz-
schule und des Instituts der Feu-
erwehr in ihrer jetzigen Form; 
gegen Stellenkürzungen in diesem 
Bereich; 

Kriminalitätsbekämpfung: modern 
ausgestattete und zukünftig ver-
jüngte Polizei; Erhöhung der An-
wärterzahlen in der Polizei auf 180 
pro Jahr ab 2011, Beibehaltung bis 
ins nächste Jahrzehnt; 
Anpassung der Aus- und Fortbil-
dung der Polizei an die neuen Her-
ausforderungen; 
starke Feuerwehren: Unterstützung 
von Maßnahmen zur Nachwuchs-
gewinnung; Förderung des Jugend-
feuerwehrbereichs; gemeinsame 
Organisation vor Ort einer ver-
stärkten Zusammenarbeit der 
Wehren; Anpassung der Ausbil-
dung an die gestiegenen Anforde-
rungen; finanzielle Unterstützung 
der Kommunen bei der stetigen 
Erneuerung der Fahrzeug- und 
Gerätetechnik der Feuerwehren 
auf der Grundlage vorgelegter 
Brandschutzbedarfspläne; 
 
Datenschutz: besserer Schutz aller 
Bürger vor Datenmissbrauch; Ver-
besserung der Datenschutzkontrol-
len; Stärkung der informationellen 
Selbstverteidigung neben der in-
formationelle Selbstbestimmung; 
Internet darf nicht weiter zum 
rechtsfreien Medium werden; ver-
besserter Datenschutz und spezifi-
sches Arbeitnehmerdatenschutzge-
setz; öffentlicher und privater Da-
tenschutz gehören in eine Behörde; 
 

Sicherheit: Ziel: ausgewogene Ba-
lance zwischen der Wahrung der 
Freiheitsrechte der Bürger und 
dabei der Gewährleistung der ob-
jektiv notwendigen Sicherheit; 
personell gut aufgestellte Landes-
polizei, deutliche Erhöhung der 
Einstellungen bei der Polizei, aus-
reichend qualifiziertes und erfahre-
nes Personal für Führungsaufga-
ben; Abbau des hohen Standesamt 
über Stunden, finanzielle Abgel-
tung eines Teils; Ergebnis offene 
Prüfung, welche Aufgaben auf-
grund der ständig sinkenden Zahl 
an Polizeibeamtin künftig nicht 
mehr von der Polizei wahrgenom-
men werden können; 
kontinuierliche Ergänzung des 
derzeit hohen Ausrüstungsstandes 
der Landespolizei, besonders im 
IT-Bereich; 
Personell und sächlich gut ausges-
tatteter Verfassungsschutz; derzeit 
aber kein Handlungsbedarf bei der 
Schaffung weiterer gesetzlicher 
Kompetenzen; 
Überprüfung und Verbesserung 
der Arbeit der Katastrophen-
schutzbehörden; Stärkung des 
Brand- und Katastrophenschutzes; 
 
Datenschutz: Einsatz für Schutz 
und Stärkung des Grundrechts auf 
informationelle Selbstbestimmung; 
Ablehnung der steigenden Zahl 
von Telefonüberwachung und � 

Bürgerrechte: Bekämpfung von 
Terrorismus und Kriminalität, 
ohne Freiheitsrechte unverhältnis-
mäßig einzuschränken; grundsätz-
liche Ablehnung der Vermischung 
von Aufgaben von Polizei und 
Verfassungsschutz; Zurückfahren 
der Kompetenzen des Verfas-
sungsschutzes auf das absolut 
Notwendige, Stärkung des parla-
mentarischen Kontrollgremiums;  
wirksamere Bekämpfung der Wirt-
schaftskriminalität; Einführung 
eines Korruptionsregisters; 
Ablehnung der Videoüberwachung 
öffentlicher Straßen und Plätze; 
von Online-Durchsuchungen und 
präventiver Telekommunikations-
überwachung; gegen jede Form der 
Vorratsdatenspeicherung; Abschaf-
fung der Rasterfahndung; 
Entflechtung und Abbau polizeili-
cher Doppelstrukturen; Weiterfüh-
rung der notwendigen Reformen 
der Polizei; Intensivierung der 
Aus- und Weiterbildung; Umbau 
der Polizeibeschwerdestelle zu 
einer unabhängigen Behörde; ein-
deutige Kennzeichnung durch 
Namensschilder; 
 
Datenschutz: neue Politik für Da-
tenschutz, Datensicherheit und 
selbstbestimmte Bürgerinnen und 
Bürger; Ablehnung jeder Daten-
schnüffelei;  
Erhöhung der Strafzahlungen für 
Vergehen gegen den Datenschutz, 
 

Öffentliche Sicherheit: Einsatz für 
angemessene Präsenz der Polizei in 
der Fläche, gegen eine sich ausbrei-
tende Videoüberwachung;  
Sicherung der Effizienz des Poli-
zeivollzugs durch Erhöhung von 
Ausbildungskapazitäten und Op-
timierung polizeilicher Strukturen; 
Ablehnung der Rasterfahndung als 
Bedrohung der rechtsstaatlichen 
Unschuldsvermutung; 
Änderung des Versammlungsge-
setzes mit dem Ziel der Aufhebung 
des festgeschriebenen Versamm-
lungsverbotes an bestimmten Ta-
gen und Orten; 
Kennzeichnungspflicht uniformier-
ter Polizeibeamter; Unterstützung 
der Einrichtung einer Beschwerde-
stelle Polizei außerhalb des klassi-
schen Dienstweges, räumlich und 
personell getrennt vom Innenmi-
nisterium; 
 
Datenschutz: Öffentliche Daten, 
wie zum Beispiel anonyme statisti-
sche Daten über die Bevölkerung 
oder Geodaten, müssen zur freien 
Benutzung bereitgestellt werden; 
aber: gegen alle Bestrebungen, bei 
denen persönliche Daten gesam-
melt, ohne Wissen der Betroffenen 
zentral gespeichert und zu Profilen 
ausgewertet werden; 
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Integration: Schaffung eines attrak-
tiven Angebotes an Integrations-
kursen und kulturellen Projekten; 
Stärkung der Akzeptanz von Zu-
wanderung in der einheimischen 
Bevölkerung; 
Vertriebene: Erhalt des kulturellen 
Erbes der Heimatvertriebenen im 
öffentlichen Bewusstsein, Ermög-
lichung der Wahrnehmung ihrer 
kulturellen Aufgaben; angemessene 
Berücksichtigung und verbindliche 
Verankerung der Vertreibung im 
Schulunterricht und in der Leh-
rerausbildung; 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Integration, Zuwanderung: Förde-
rung der interkulturellen Begeg-
nungszentren; Eintreten für die 
interkulturelle Öffnung von öffent-
lichen Einrichtungen und Verwal-
tungen durch Fortbildungen, Sen-
sibilisierung und Erhöhung des 
Anteils von Menschen mit Migra-
tionshintergrund; 
Schaffung der Möglichkeit für 
Migranten, die sich seit fünf Jahren 
legal in Deutschland aufhalten, an 
Kommunalwahlen teilzunehmen; 
Verbesserung des Zugangs zu 
Bildung, Ausbildung und Arbeits-
markt durch gezielte Fördermaß-
nahmen; gleichberechtigte Aner-
kennung gleichwertiger ausländi-
scher Abschlüsse; 
Förderung des Landesnetzwerks 
der Migrantenselbstorganisationen; 
Verbesserung der Situation von 
Flüchtlingen, insbesondere durch 
dezentrale Wohnungsunterbrin-
gung;  
 
 

 Überprüfungen von Kontoda-
ten sowie der anlasslosen Speiche-
rung von Daten im Rahmen der 
online Durchsuchung und der 
Vorratsdatenspeicherung; Ableh-
nung der Einfügungen von Lachs-
kennern zum derzeitigen Zeit-
punkt; wissenschaftliche Evaluie-
rung zur Feststellung, welche 
Grundrechtseingriffe tatsächlich 
die Sicherheit objektiv verbessern; 
Zusammenlegung der Aufsicht 
beim Datenschutzbeauftragten; 
Integration, Zuwanderung: 
Deutschland ist Einwanderungs-
land, Zuwanderung ist ein positives 
Phänomen; Schaffung von noch 
mehr Anreizen für qualifizierte 
Zuwanderer;  zielgerichtete Integ-
rationspolitik, Einrichtung eines 
Punktesystems; Evaluierung der 
Sprach- und Integrationskurse 
dauerhaft hinsichtlich ihrer Quali-
tät; 
   
Justiz: Stärkung des Rechtsstaats; 
moderne und leistungsfähige Jus-
tiz, gute personelle Ausstattung, 
gut ausgebildetes und motiviertes 
Personal; Schwerpunkt in der kon-
tinuierlichen Weiterbildung, insbe-
sondere im Bereich des Europa-
rechts; personelle Verstärkungen 
im Bereich der Sozialgerichte; 
Nutzungen des Neueinstellungs-
korridors zur Verstetigung der 
Anzahl der Rechtspfleger; �  
 

Prüfung konkreter Entschädigun-
gen und Strafzahlungen an Betrof-
fene von Datenschutzverstößen, 
auch bei immateriellen Schäden; 
besserer Schutz von Meldedaten zu 
deren Abgabe die Bürger verpflich-
tet sind, Änderung des Landesmel-
degesetzes (Einwilligungsvorbe-
halt); 
starke und unabhängige Daten-
schutzaufsicht; Zusammenführung 
der Aufgaben allein beim Landes-
beauftragten für Datenschutz; 
Datenschutz-Audit-Gesetz; Stär-
kung des Datenschutzes für Ar-
beitnehmer 
 
Zuwanderung, Integration: Sen-
kung der Hürden für Zuwande-
rung; Senkung der Einkommens-
grenze für Arbeitskräfte aus dem 
Ausland, Vereinfachung des 
Verbleibs internationaler Studie-
render; leichtere Anerkennung der 
Bildungsabschlüsse aus anderen 
Ländern,  Angeboten, diese mithil-
fe von Fortbildungen deutschen 
Abschlüssen vergleichbar zu ma-
chen; 
Abbau unnötiger Hürden zur Ein-
bürgerung; wer seinen Lebensmit-
telpunkt in einer Kommune in 
Sachsen-Anhalt hat, muss hier 
auch politisch mitentscheiden 
können; 
Unterstützung für Aktivitäten und 
Projekte, die Wissen über andere 
Kulturen vermitteln und sich  � 
 

 
 
 
 
 
Integration: gleiche Rechte für 
Migrantinnen und Migranten;  
Ablehnung eines Strafrechts, das 
nur Nichtdeutsche treffen kann; 
generelle Abschaffung der Resi-
denzpflicht; 
Einsatz für jede praktische Verbes-
serung, wie die prinzipielle Gebüh-
renfreiheit und die Genehmigung 
von Sammelverteilungen für die 
wiederholte Möglichkeit, sich in-
nerhalb des Landes frei zu bewe-
gen; 
Streichung des Vorrangs der Sam-
melunterbringung zu Gunsten der 
Unterbringung in Wohnungen im 
Landesaufnahmegesetz; 
Abschaffung der Dauerduldung, 
damit Asylbewerberinnen und 
Asylbewerber nicht in der ständi-
gen Angst vor Abschiebung leben 
müssen; 
Anerkennung der beruflichen und 
akademischen Abschlüsse von 
Menschen, die aus humanitären 
Gründen über einen unbegrenzten 
Aufenthaltstitel verfügen; 
Menschen ohne Staatsbürgerschaft 
und Nicht-EU-Bürger, die dauer-
haft in Sachsen-Anhalt leben, sol-
len wie EU Bürgerinnen und EU-
Bürger auch an kommunalen Wah-
len teilnehmen können; 
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Justiz: optimale Rechtssicherheit 
durch zügige Verfahren; wo immer 
möglich Vereinheitlichung der 
Gerichtsverfassungen und Pro-
zessordnungen; Zweckmäßigkeit 
und Effektivität des Rechtsschut-
zes im Vordergrund; 
Opferschutz vor Täterschutz; flä-
chendeckende Vorhaltung von 
Opferberatung und Opferbetreu-
ung; 
Konsequenter Schutz für Polizei, 
Feuerwehr und Rettungskräfte 
durch das Strafrecht; Überarbei-
tung des Strafgesetzbuchs zum 
Schutze jener, die von Amts wegen 
für die Rechtsordnung eintreten 
beziehungsweise Kraft besonderen 
Auftragshilfe leisten, um Schaden 
von Dritten abzuwenden oder 
einzudämmen; 

Justiz: Stärkung der Bürgerrechte 
durch Verankerung von Kinder-
rechten und eines Bürgerbeauftrag-
ten in der Landesverfassung;  
 
Ausweitung der Möglichkeiten vor- 
und außergerichtlicher Streit-
schlichtung zum Beispiel durch 
gerichtsnahe Mediation oder Schü-
lergerichte; 
Weitere Modernisierung des Straf-
vollzugs durch Verbesserung der 
Sicherheit, der Behandlungskon-
zepte und der Arbeitsbedingungen 
für die Mitarbeiter in den Haftan-
stalten; Verbesserung der Wieder-
eingliederung, der Nachsorge und 
des Übergangsmanagements durch 
Stärkung der sozialen Dienste der 
Justiz und der freiwilligen Straffäl-
ligen- und Bewährungshilfe; Stär-
kung des Zeugen- und Opfer-
schutzes, Ausbau der Opfer-
betreuung, Fortführung des Täter-
Opfer-Ausgleichs, insbesondere 
für Jugendliche; 
Nutzung aller Möglichkeiten der 
Verfahrensbeschleunigung; 
 
 
 
 
 
 

 langfristiges Anstreben einer 
weitgehenden elektronischen Ak-
tenführung, kontinuierliche Erneu-
erung der Ausstattung der Justiz 
mit moderner Technik und der 
dazugehörigen Software; 
Jugendstrafrecht: abgestufter Maß-
nahmenkatalog und wirksame Prä-
vention statt Erhöhung der 
Höchststrafe oder Senkung des 
Alters der Strafmündigkeit; Durch-
führung eines Modellprojekts nach 
dem Vorbild des Projekts "Chan-
ce", freie Form des Jugendstraf-
vollzugs; 
Opferschutz: weiterhin Unterstüt-
zung des Instruments des Täter-
Opfer-Ausgleichs; ständige Evalua-
tion der personellen Situation; 
kontinuierliche Weiterbildung der 
Mitarbeiter; Errichtung einer Stif-
tung Opferschutz; 
Strafvollzug: gute personelle Aus-
stattung der Justizvollzugsanstalten 
und der Jugendanstalt Raßnitz; 
mittelfristig deutliche Erhöhung 
des Prozentsatzes des offenen 
Vollzugs; Prüfung, ob eine gemein-
same Verantwortung für Justiz-
vollzug und Maßregelvollzug ein-
gesetzt werden sollte; 
Modernisierung des Systems der 
JVAen, Schließungen ganzer als 
Anstalten;; langfristige Notwendig-
keit des Neubaus einer JVA Halle, 
da bei Prüfung moderner Finanzie-
rungsformen; 
  

 für die Achtung der Würde aller 
Menschen einsetzen;  
Schaffung verbesserter Möglichkeit 
für Migranten für eine Anstellung 
im öffentlichen Dienst;  
dezentrale Unterbringung von 
Flüchtlingen mit einem Aufent-
haltsstatus; ungehinderter Zugang 
von Kindern und Jugendlichen zu 
Kindertagesstätten, Schulen und 
Ausbildungen; 
Abschaffung der Residenzpflicht; 
 
Justiz: effizientere Organisation, 
ohne den Rechtsschutz der Bürger 
zu beschneiden oder die unabhän-
gige Stellung der Richter zu beein-
trächtigen; Fortentwicklung und 
Vereinfachung der Verfahrensord-
nungen; Reform des Sanktions-
rechts; Ablehnung einer Verschär-
fung des Jugendstrafrechts; Neure-
gelung des Jugendstrafvollzugs; 
Ablehnung einer regelmäßigen 
Anwendung des Erwachsenen 
Strafrechts sowie der Sicherungs-
verwahrung für Jugendliche; 
Stärkung von Mediation und Täter-
Opfer-Ausgleich; Ausweitung von 
Opferschutzprogrammen und 
Einrichtung eines Flächendecken-
dennetzes von Opfer Hilfeeinrich-
tungen; verbesserter Datenschutz 
für Zeugen; 
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Kommunen: Ablehnung von Be-
strebungen, die auf einen neuen 
Zuschnitt der Gebietsgrenzen der 
Kommunen gerichtet sind; Zu-
rückweisung der Forderung, in 
Sachsen-Anhalt die Zahl der Land-
kreise auf fünf zu reduzieren; 
verlässliche Kommunalfinanzen: 
Finanzausgleich soll ab 2012 Auf-
gaben bezogen erfolgen; Untersu-
chung, wie durch den Abbau über-
flüssiger Regulierungen und Stan-
dards sowie durch Aufgabenver-
zicht die Kommunen entlastet 
werden können; Garantie einer 
aufgabenbezogenen  verlässlichen 
Finanzzuweisung unter Beteiligung 
der kommunalen Spitzenverbände; 
Unterstützung der Kommunen bei 
ihrer Entschuldung auf der Grund-
lage von Konsolidierungsvereinba-
rungen;  
bürgernahe Verwaltung: weiteres 
Vorantreiben der Modernisierung 
der Verwaltung; Schaffung des 
noch ausstehenden Landesorgani-
sationsgesetzes; landesweite flä-
chendeckende Einführung der 
einheitlichen Behördenrufnummer 
115; 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Landesorganisation:  Stärkung der 
Städte, Gemeinden und Landkrei-
se; 
Bekenntnis zur Einheitsgemeinden 
als grundsätzlich effizientester 
Verwaltungseinheit; Phase der 
Kontinuität: Gebietsveränderun-
gen nur dann, wenn sie von den 
Bürgern der beteiligten Gemeinden 
gewünscht sind; 
Übertragung der Schulaufsicht 
sowie der Unterhaltung der Lan-
des- und Bundesstraßen auf die 
Landkreise; Überdenken der der-
zeitigen Aufgabenverteilung zwi-
schen den Landkreisen und Ge-
meinden; Prüfungen im Rahmen 
einer "interkommunalen funktio-
nal", welche Aufgaben künftig von 
den Städten und Gemeinden über-
nommen werden können; Zusam-
menführung der gesetzlichen Rege-
lungen, die die Kommunen betref-
fen, in einem Kommunalverfas-
sungsgesetzbuch; 
 

Landesorganisation: Erhaltung der 
bürgernahen Gemeindestruktur; 
Einführung einer verbindlichen 
Ortschaftsverfassung für alle Städ-
te und Gemeinden; Stärkung der 
Ortschaftsräte in eigenverantwort-
lichen Angelegenheiten; Ort-
schaftsräte sollen eigene Finanz-
mittel bekommen; Verbesserung 
des Verhältnisses zwischen Ort-
schafts- und Gemeinderat; 
Fortführung der gewachsenen 
dörflichen und häufig ehrenamtli-
chen Strukturen auch im neuen 
Gemeindestrukturen; 
bürgernahe Verwaltung in den 
Kommunen, die die Potenziale 
bessere Arbeitsteilung und Spezia-
lisierung erschließt; 

Landesorganisation: Stärkung der 
fünf Planungsregionen, Möglich-
keit geben, ihre eigenen Entwick-
lungspotenziale zu entfalten; starke 
Oberzentren in allen fünf Regio-
nen; 24 Mittelzentren als Rückgrat 
der öffentlichen Daseinsvorsorge; 
in den neu entstandenen Ver-
bands- und Einheitsgemeinden 
sollen die Menschen eigenständig 
über die örtliche Verteilung der 
Daseinsfunktionen entscheiden 
können;  
Stärkung der direkten Bürgerbetei-
ligung im Land und in den Kom-
munen; Verbesserung der Mög-
lichkeiten von Bürgerbegehren und 
-entscheiden; Absenkung der Quo-
ren, Anwendung von Instrumenten 
wie Bürgerhaushalt; 
deutliche Stärkung kommunaler 
Kompetenzen in Bezug auf Bil-
dung; Übertragung wichtiger Ent-
scheidungskompetenzen in der 
Schulentwicklungsplanung auf die 
Landkreise und kreisfreien Städte; 
erweiterte Möglichkeiten bei der 
Ausgestaltung der Schulformen zur 
Zusammenfassung und Koopera-
tion von Schulen untereinander 
und mit anderen Bildungs-, Wis-
senschafts- und Kultureinrichtun-
gen sowie für regional spezifische 
Angebote im schulischen Bereich; 
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Sport: Förderung der Eliteschulen 
des Sports, Stärkung des Olympia-
stützpunktes, Ermöglichung dualer 
Sportlerkarrieren bei der Landes-
polizei-, in der Hochschulausbil-
dung und in der Wirtschaft; 
Einbringung eines Sportförderge-
setzes als Grundlage für eine ver-
lässliche finanzielle Förderung des 
Breiten- und des Leistungssports; 
Stärkung der Kreissportbünde und 
des Landessportbundes als Dach-
verbände des organisierten Sports; 
konsequente Umsetzung des neuen 
Leistungssportkonzeptes des Lan-
dessportbundes;  
verstärkte Unterstützung der eh-
renamtlichen Tätigkeit im Sport; 
intensivere Nutzung des gesund-
heitfördernden und präventiven 
Potenzials des Sports; 
verstärkte Aufmerksamkeit auf den 
Sport mit Senioren und den wach-
senden Bedarf an Sportangeboten 
für ältere Bürger; 
 

Sport: verlässliche Finanzierung 
des Landessportbundes bei gleich-
zeitiger Erfüllung der Konsolidie-
rungsauflagen;  
Verstetigung der Förderung von 
Landesfachverbänden, Kreis- und 
Stadtsportbünden und Vereinen; 
Unterstützung der Olympia-
Stützpunkte, Leistungszentren, 
Eliteschulen des Sports und der 
Sportinternate; Fortführung des 
"Junior Team Olympia";  
Unterstützung des Behinderten-
sports, Stärkung des Schulsports, 
Förderung des Übergangs von der 
Schule in den Sportverein; 
Unterstützung des Landessport-
bundes und der Landesfachver-
bänden bei ihrem präventiven 
Anti-Doping-Aktivitäten; 

Sport: Bereitstellung preiswerter 
Sportstätten; Infrastruktur, die der 
Demographie und regionalen Er-
fordernissen entspricht; Mindest-
ausstattung von Freianlage und 
Halle für Schulstandorte; Sicher-
stellung von Schwimmunterricht; 
Antidopinggesetz, mit umfangrei-
chen Befugnissen für staatliche 
Ermittlungsbehörden; 
Reform des bestehenden Systems 
der Gemeinnützigkeit; volle steuer-
liche Abzugsfähigkeit von Beiträ-
gen und Zuwendungen an Sport-
vereine; 
Sportförderung mit größtmögli-
cher Staatsferne; 

Sport: Unterstützung insbesondere 
des Breitensports, aber auch des 
Spitzensports; Förderung ehren-
amtlichen Engagements im Sport;  
Erhalt von Sportstätten, Spielplät-
zen und Strukturen;  
förderungswürdig besonders die 
Sportvereine, die durchgängig An-
gebote für Kinder und Jugendliche, 
vor allem für Mädchen, in allen 
Altersklassen haben; 
sozial gestaffelte Eintrittsgelder bei 
Schwimmbädern und anderen 
sportlichen Einrichtungen; 

Sport: Teilhabe an sportlichen 
Angeboten für alle Menschen si-
chern; Beibehaltung der unentgelt-
lichen Nutzung kommunaler 
Sportstätten für den Vereins- und 
Breitensport; Stärkung der Ver-
antwortung der Kreis- und Stadt-
sportbünde für die Entwicklung 
des Sports in der Region; Finanzie-
rung der Arbeit muss auch künftig 
auf sicheren Füßen stehen; 
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Kultur/Medien: Kultur als Stand-
ortfaktoren nutzen und weiter 
entwickeln; Unterstützung der 
Kunststiftung des Landes, der 
Burg Giebichenstein, der Kunst-
vereine und Galerien; 
Evaluierung und effizientere Ord-
nung der Literaturförderung; Stär-
kung des Musikunterrichts und der 
Kooperation mit den Musikschu-
len durch ein Jahr der Schulmusik; 
Weiterentwicklung der Kooperati-
on von Theatern und Schulen; 
Denkmalschutz: Gewährleistung 
eines auskömmlichen finanziellen 
Rahmens; 
Unterstützung der Träger von 
Theater und Orchester, dass sie 
auch in vorwiegend ländlichen 
Räumen weiterhin ein attraktives 
Theater- und Konzertangebot 
vorhalten können; 
Medien: Chancen der Digitalisie-
rung aktiv nutzen; Sicherung der 
Vielfalt und Qualität der Medien; 
Bekenntnis zum dualen System 
von öffentlich-rechtlichem und 
privatem Rundfunk; Stabilisierung 
der Rundfunkgebühren, keine 
höheren Gebühren wegen neuen 
Gebührenmodell; 
qualifizierte Medienerziehung; 
Steigerung der Breitband Versor-
gung insbesondere im ländlichen 
Raum; bezahlbarer Zugang zu 
schneller und umfassender Infor-
mation und zu neuen Medien an-
geboten; 
 

Kultur: Einstehen für die öffentli-
che Förderung von Kunst und 
Kultur; Weiterentwicklung der 
Leitlinien zur Kulturpolitik zu 
einem Landeskulturkonzept, zu-
sammen mit den kulturellen Ein-
richtungen, Verbänden und Trä-
gern; 
Kulturförderung des Landes muss 
sowohl der besonderen Bedeutung 
der Zentren als auch den kulturel-
len Ansprüchen in der Flächerech-
nung tragen; 
Unterstützung der Entwicklung 
der Kultureinrichtungen zu außer-
schulischen Lernorten und der 
Bemühungen von Trägern für 
einen kostenfreien Eintritt von 
Kindern und Jugendlichen in Kul-
tureinrichtungen; 
Einsetzen für die Förderung des 
musikalischen Nachwuchses, Stär-
kung der Musikschulen im Land; 
Pflege und Weiterentwicklung der 
vielfältigen und attraktiven Muse-
umslandschaft; 
konzeptionelle Weiterentwicklung 
der Landesliteraturförderung und 
der Leseförderung in Zusammen-
arbeit mit Schulen; 

Kultur / Medien:  Theater und 
Orchester als Grundversorgung; 
Unterstützung von Soziokultur 
durch Bereitstellung von Gebäu-
den, aber nicht durch direkte fi-
nanzielle Zuwendungen, die Ab-
hängigkeiten schaffen; 
Wahrung der Chancengerechtigkeit 
zwischen privaten und öffentlichen 
Einrichtungen im Rahmen der 
kulturellen Bildung; 
Einfache Steuerregeln für Künst-
ler, Galeristen, Kunst- oder Musik-
lehrer; Erhalt der Künstlersozial-
kasse in ihrer Struktur; 
Bekenntnis zum dualen Rundfunk-
system in Deutschland; auch künf-
tig Sicherstellung des breiten An-
gebots von öffentlich-rechtlichem 
Rundfunk, privaten Rundfunkan-
bietern und Bürgermedien; Kon-
zentration des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks auf dem 
Grundversorgungsauftrag; Neure-
gelung der Finanzierung des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks; 
Prüfung, ob auf das bisherige Sys-
tem der Gebühreneinziehung 
durch die GEZ verzichtet werden 
kann;  
Unterstützung von Initiativen, die 
Kinder, Lehrer und Eltern im kriti-
schen Umgang mit Medieninhalten 
schulen und weiterbilde,  
weitere Verbesserung der Rah-
menbedingungen und Stärkung der 
Medienwirtschaft.  

Kultur/Medien: Kulturraumgesetz 
zur Finanzierung und Erhaltung 
der kulturellen Infrastruktur  
stabile soziale Absicherung für 
Künstler und in der Kultur Be-
schäftigte; Erhalt und Stärkung der 
Künstlersozialversicherung; Ent-
wicklung neuer Instrumente der 
wirtschaftlichen Künstlerförde-
rung; 
Ermöglichung einer lebendigen 
Bürgerkultur, die die institutionali-
sierte Kultur ergänzt und alle ein-
bezieht; 
Stärkung des Denkmalschutzes; 
finanzielle Förderung des Baukul-
turerbes; Prüfung von Verfahren, 
wie über einen längeren Zeitraum 
ungenutzte Immobilien wieder der 
Allgemeinheit zugänglich gemacht 
und erhalten werden können; 
Nachdenken über Formen der 
Enteignung, wenn Immobilienbe-
sitzer ihrer Verantwortung für ein 
Gebäude über Jahre nicht nach-
kommen; Prüfung, welche Mög-
lichkeiten zur Legalisierung so 
genannter Instandbesetzungen 
praktikabel und möglich sind; 
gezielte Förderung der gewachse-
nen Strukturen und Potenziale der 
Kultur- und Kreativwirtschaft 
unter Einbeziehung der Kultur-
schaffenden;  
Unterstützung der alternativen 
Jugendkultur;  kommunale Kultur-
förderabgabe, 
 

Kultur: solidarisches Kulturförder-
gesetz auf den Weg bringen; Schaf-
fung rechtlicher Grundlagen, die 
kommunale Netzwerke und Kul-
turverbände in verschiedenen Be-
reichen ermöglichen und in unter-
schiedlicher Weise fördern;  
verlässliche Mitfinanzierung über-
regional bedeutsamer Kulturein-
richtungen mit Landesmitteln, 
Unterstützung verschiedener Trä-
ger, die sich zu kulturellen Netz-
werken verbunden haben;  
Fortsetzung der Landesförderung 
für besondere Angebote im Lan-
desinteresse, wie Theater und Or-
chester; 
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   Medien: drastische Erhöhung der 
verfügbaren Informationen auf 
den Internetseiten öffentlicher 
Stellen; 
Freier Internetzugang für alle Ein-
wohner, Gewährleistung der Netz-
neutralität; Ablehnung von Netz-
sperren wie Sperr- und Stopp-
schildlösungen; stattdessen Lö-
schung der Daten; 
Einsatz für rechtliche Rahmenbe-
dingungen, durch die Internetnut-
zer anderen die Nutzung gewähren 
können, ohne Angst vor Kündi-
gung durch den Provider, vor 
Schadensersatzforderungen oder 
Haftungsproblemen haben zu 
müssen; 
konsequenter Einsatz für den 
Ausbau des Breitbandnetzes; 
Breitbandversorgung als Teil der 
Daseinsvorsorge; 
Entwicklung der Medienvielfalt; 
konsequentes Eintreten für die 
Stärkung der Unabhängigkeit der 
Medienanstalt Sachsen-Anhalt;  
weitere finanzielle Förderung viel-
fältiger freier Bürgermedienange-
bote nicht nur in Schulen und 
Volkshochschulen; 
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Energie: Ziel: sichere und preis-
günstige Versorgung der Bevölke-
rung der Unternehmen;  
Setzen auf heimische Braunkohle 
und nachwachsende Rohstoffe; 
grundsätzliche Ablehnung von 
Subventionen für einzelne Energie-
techniken auf Kosten des Staates 
oder der Wettbewerbsfähigkeit des 
Strompreises über das Maß klar 
befristeter Anschubfinanzierung 
für neue Techniken hinaus; 
Entwicklung der Windenergienut-
zung mit Augenmaß; Ablehnung 
einer dauerhaften finanziellen För-
derung;  
Nutzung der energetischen Ver-
wendung von Biomasse; 
 
 

Energie: Mehr Wettbewerb im 
Strom- und Gasmarkt, mehr 
Transparenz bei den Betriebskos-
tenabrechnungen; Zusammenfüh-
rung der Stromnetze unter staatli-
cher Aufsicht in einer Deutschen 
Netz AG; 
auf Nutzung der Braunkohle zur 
Energiegewinnung kann auf ab-
sehbare Zeit nicht verzichtet wer-
den; Unterstützung für die For-
schung und Entwicklung zu ihrer 
modernen stofflichen Verwertung 
in der chemischen Industrie; 
Fortführung der Forschung zur 
Kraft-Wärme-Kopplung; Ausstieg 
aus der Atomkraft; 
gezielte Forschungen im Bereich 
der Energiewirtschaft und der 
Speichermedien an Hochschulen 
und außeruniversitären For-
schungseinrichtungen; kritische 
Begleitung der Forschung zur 
CO2-Speicherung; Schaffung der 
Voraussetzungen für die Moderni-
sierung beziehungsweise den Aus-
tausch von Windkraftanlagen; 
Schaffung eines Netzes von unab-
hängigen Energieberatungsstellen 
für Verbraucher; Stärkung der 
Stadtwerke als dezentrale Energie-
versorger; 
Vorantreiben der Nutzung von 
erneuerbaren Energien und Maß-
nahmen zur Energieeinsparung in 
den Einrichtungen des Landes; 
Weiterentwicklung des erneuerbare 
Energiengesetzes mit Augenmaß; 

Energie: Priorität für Leistungser-
höhung bestehender Anlagen statt 
Ausweisung neuer Standorte; Ab-
lehnung einer nachträglichen Aus-
weisung von Vorrang-
beziehungsweise Eignungsgebie-
ten, wie im Entwicklungsplan 2010 
vorgesehen; 
anstreben eines ideologiefreien 
Energiemix, Ersatz alter Kohle-
kraftwerke durch neue effizientere 
und weitere Nutzung der heimi-
schen Braunkohle; 
Schaffung einer technischen Mög-
lichkeit, den Strom aus den regene-
rativen Energiequellen zu spei-
chern und damit grundlastfähig zu 
machen; 
Konzentrierung der Fördermittel 
im Bereich erneuerbarer Energien 
auf Forschung und Entwicklung, 
zum Beispiel leistungsstarke Spei-
chertechnologien, virtuelle Kraft-
werke und intelligente Netze; 
 
   

Energieverbrauch konsequent 
durch Einsparungen und Effizienz 
senken; verbleibender Energiebe-
darf muss durch erneuerbare 
Energien gedeckt werden; 
20 % Senkung des Primärenergie-
verbrauchs durch Einsparungen 
und Effizienz bis 2020,30 % Sen-
kung des Energieverbrauchs der 
öffentlichen Hand, 23 % Anteil der 
erneuerbaren Energien am Primär-
energieverbrauch; 
mittelfristig vollständiger Ausstieg 
aus Förderung und Verbrennung 
von Kohle; gegen neue Tagebaue 
und gegen den Bau von neuen 
Kohlekraftwerken; vorhandene 
moderne Braunkohlekraftwerke 
sollen nur noch bis ca. 2035 laufen; 
Beendigung der Begünstigung der 
Braunkohle durch kostenlose Ver-
gabe der Förderrechte; Förderab-
gabe; 
keine Endlagerung von CO2; ge-
gen das geplante Lager in der Alt-
mark; 
Festhalten am Ausstieg aus der 
Nutzung der Atomenergie; keine 
Laufzeitverlängerungen; tragfähi-
ges Stilllegungskonzept für das 
Endlager Morsleben; Energiever-
sorger sollen angemessen an den 
Stilllegungskosten beteiligt werden; 
Erneuerung des Energiemarktes; 
Ausbau energiewirtschaftlicher 
Kooperationen zwischen den 
Stadtwerken; Einrichtung einer 
landeseigenen Energieagentur; 

Energie: Ablehnung der Endlage-
rung von CO2 in den Erdgasfel-
dern der Altmark, auch zu Ver-
suchszwecken; 
Festlegung konkreter Ziele für den 
Klimagasausstoß, den Ausbau der 
erneuerbaren Energien und die 
Steigerung der Energieeffizienz für 
das Jahr 2020; Senkung der kraft-
werksseitigen CO2-Emissionen im 
Strom- und Wärmesektor um min-
destens 10 % gegenüber 2010, 
Steigerung des Anteils von Strom- 
und Wärmebereitstellung aus er-
neuerbaren Energien auf mindes-
tens 50 %; Einrichtung einer Ener-
gie- und Klimaschutzagentur Land; 
Beginn weiterer Projekte für virtu-
elle Kraftwerke und zur Strom-
speicherung; Prüfung einer Nut-
zung von Tagebaurestlöchern als 
mögliche Pumpspeicherreservoire; 
1% der Landesfläche für die Er-
richtung von Windkraftanlagen als 
langfristiges Flächenausbauziel; 
Erfassung von geeigneten Flächen 
für Fotovoltaikanlagen in einem 
landesweiten Kataster, öffentliche 
Ausschreibung zur Nutzung; Prü-
fung von Nutzungsmöglichkeiten 
tieferer Biothermie und gegebe-
nenfalls Vorbereitung ihrer An-
wendung; 
Geltung des Erneuerbare- Ener-
gien-Wärmegesetzes auch für Be-
standsbauten; 
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Natur- und Umweltschutz: Umset-
zung der Strategie des Landes zum 
Schutz der biologischen Vielfalt; 
Pflege und Entwicklung der 
Schutzgebiete des Landes als Kern-
flächen der Lebensräume für 
Pflanzen und Tiere; Fortentwick-
lung der "zusammenhängenden 
europäischen ökologischen Netze" 
aus FFH-Gebieten und EU-
Vogelschutzgebieten gemäß den 
Anforderungen der Europäischen 
Union; 
Verringerung des Flächen-
verbrauchs durch vorsorgende 
Landschaftsplanung; ; 
Bekämpfung des Klimawandels: 
Gebäudesanierungen, umwelt-
freundliche Mobilität, Energieeffi-
zienz und Energieeinsparung; 
Ausbau der erneuerbaren Energien 
sowie der Kraft-Wärme-Kopplung; 
weitere Senkung der Belastung mit 
Stickoxiden und Feinstaub insbe-
sondere in den Ballungsgebieten; 
Bekämpfung der Lärmbelastung; 
nachhaltiger Ausbau des Anteils 
erneuerbarer Energien am Ener-
giemix; sozialverträgliche Maß-
nahmen zur effizienten Energie-
einsparung für bestehende Gebäu-
de; Intensivierung der Forschung 
zum Klimaschutz, aktive Unter-
stützung von Modellregionen für 
Klimaschutz; Stärkung der Um-
weltallianz in ihren Strukturen; 
weiteres Vorantreiben der Nutzung 
von Biomasse; 

Natur- und Umweltschutz: konti-
nuierliche Fortschreibung des Kli-
maschutzkonzeptes des Landes 
unter Beteiligung der Umweltver-
bände; 
kontinuierliche Fortschreibung und 
schrittweise Umsetzung des Akti-
onsplanes des Landes zur Anpas-
sung an die Folgen des Klimawan-
dels; 
Schaffung eines einheitlichen Um-
weltgesetzbuches; Fortsetzung der 
Umweltallianz von Land und Un-
ternehmen zur Förderung von 
Umweltaktivitäten in den Unter-
nehmen; 
Weitere Reduzierung von Lärmbe-
lastung und Umweltverschmut-
zung; 
Bewahrung und Weiterentwicklung 
des ausgeprägten Netzes sachsen-
anhaltischen und europäischen 
Naturerbes; 
 

Natur- und Umweltschutz: Defini-
tion des Marktwertes der Schutz-
güter über einen Preis statt staatli-
cher Verbotspolitik als herausra-
gendes Instrument des Ressour-
censchutzes; 
Beendigung des zunehmenden 
Flächenverbrauchs bei sinkender 
Bevölkerung; Flächenzertifikate 
sollen handelbar werden; 
Ermöglichung von Emissionen, 
egal in welchem Aggregatzustand, 
nur noch über handelbare Zertifi-
kate;  zur Verhinderung von Um-
weltdumping Ausgestaltung so, 
dass die Instrumente nicht zur 
Abwanderung der Industriepro-
duktion in Länder mit niedrigeren 
Standards führen; 
stärkere Konzentration des Um-
gangs mit Abfällen auf stoffliche 
Verwertung; 
Engagement zur Förderung von 
Forschung in neue Ressourcen 
schonende Technologien, um den 
Umwelt- und Naturschutz voran-
zubringen; 
Stärkung eines bezahlbaren Ver-
tragsnaturschutzes; 
 

Vorschreiben eines systematischen 
Energiemanagements für die Lan-
desliegenschaften; finanziell stärke-
re Unterstützung der Wärmesanie-
rung aus Mitteln der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau; deutliche Erhö-
hung der Sanierungsquote des 
Wohnungsbestandes; deutliche 
Erhöhung der Anzahl an Solaran-
lagen; weniger, aber größere Wind-
kraftanlagen; Steigerung des An-
teils erneuerbarer Energien zur 
Versorgung landeseigener Gebäu-
de; Verpflichtungen des Bezugs 
von Strom aus erneuerbaren Ener-
gien für diese Häuser; 
 
Umwelt- und Naturschutz: Veran-
kerung der Nachhaltigkeit als Leit-
bild politischen Handelns; Wieder-
aufnahme des Agenda-21 Prozes-
ses mit seinen vielen lokalen Initia-
tiven; 
gründliche "Nachhaltigkeitsprü-
fung" für alle Gesetzesvorhaben 
und alle vom Land ausgereichten 
Fördermittel; 
verantwortlicher Umgang mit Ab-
fall; klare Zuständigkeiten auf Lan-
desebene; Eintreten für eine tat-
sächliche Kreislaufwirtschaft; 
Vermeidung muss Vorrang vor 
Verwertung haben; Verhinderung 
von Scheinverwertungen; Forcie-
rung von Altlastenerkundung und 
Sanierung, insbesondere der Gift-
müllkippen; privates Verbrennen 
von Gartenabfall soll nicht � 
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Erhalt beziehungsweise Schaffung 
eines guten Zustandes der Gewäs-
ser; Fortsetzung der erfolgreichen 
Hochwasserschutzstrategie; Voran-
treiben des vorbeugenden Hoch-
wasserschutzes mit einer flächen-
deckenden Gewässerunterhaltung; 
Fortführung von Hochwasser-
schutzmaßnahmen wie Deichsanie-
rungen; verstärkte Schaffung von 
Rückstauflächen, Ausweisung von 
gefährdeten Gebieten; weitere 
Verbesserung des Zustandes von 
Grundwasser und Oberflächenge-
wässern; Fortsetzung der umfas-
senden Altlastensanierung sowie 
praktischer Vorhaben zum vorsor-
genden Bodenschutz; 

 Verbesserung der Qualität des 
Grundwassers und des Goethezu-
stands der Oberflächengewässer im 
Rahmen europäischer Vorgaben; 
setzen vor allem auf Kooperation 
mit der Landwirtschaft; 
modernste Techniken und effizien-
tester Organisationsstrukturen bei 
der Abwasserbehandlung; Einbe-
ziehung privatwirtschaftliche Un-
ternehmen Ikonen 
strikte Ablehnung des Wasserent-
nahmeentgelts. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 mehr erlaubt werden, stattdes-
sen attraktive Angebote für Klein-
gärtner zur Entsorgung; 
Förderung dezentraler Abwasser-
beseitigung; zentraler Anschluss 
von kleinen Orten und Ortsteilen 
an zentrale Kläranlagen nur noch 
unter engen Bedingungen; intensi-
ve Beteiligung von Gemeindever-
tretern und Bürgern bei der Erstel-
lung und periodischen Überarbei-
tung der Abwasserbeseitigungs-
konzepte durch die Abwasserver-
bände; Ablehnung einer Privatisie-
rung der Aufgaben von Wasserver-
sorgung und Abwasserbehandlung; 
drastisches Zurückfahren des Flä-
chenverbrauchs; sozial gerechte 
Bodennutzung, die die Umwelt 
schützt und die natürlichen Le-
bensgrundlagen erhält; Neuaus-
richtung der Wohnungsbauförde-
rung mit Schwerpunkt auf Reno-
vierung und Ausbau; 
flächendeckende Lärmminde-
rungsplanung des Landes und 
finanzielle Förderung der Umset-
zung konkreter Schutzmaßnah-
men; übergreifendes, einheitliches 
Verkehrslärmschutzgesetz, das alle 
Lärmquellen einschließt; Vorrang 
der Lärmschutzinteressen der An-
wohner beim Fluglärm vor den 
rein betriebswirtschaftlichen Inte-
ressen der Luftverkehrswirtschaft; 
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   Eindämmung der Lichtverschmut-
zung; gesetzliches Regulativ der 
öffentlichen Beleuchtung; 
Stärkung des Naturschutzes; Na-
turschutzfördergesetz, das den 
Natur- und Artenschutz unter 
anderem durch ehrenamtliche 
Naturschutzhelfer, ein Landesbüro 
der Naturschutzverbände, verbes-
serte Mitwirkungs- und Beteili-
gungsrechte der Umweltschutzor-
ganisationen und eine schlagkräfti-
ge Umweltverwaltung stärkt; 
vorsorgender ökologischer Hoch-
wasserschutz, der verbindlich in 
der Landes und Regionalplanung 
verankert wird; keine Bebauung 
von Auen mit Wohn-, Gewerbe- 
und Industriegebieten, Rückbau 
vorhandener Bebauungen wo mög-
lich; Flussgebietsmanagement für 
Elbe und Havel, Stopp für schädli-
che Bauprojekte wie den Saaleka-
nal; konsequente Umsetzung der 
europäischen Wasser- Rahmen-
richtlinie; 
Stärkung der Schutzgebiete, Her-
stellung eines Biotopverbunds; 
bestehende Schutzgebiete für be-
drohte Natur und gefährdeter Ar-
ten sichern und neue schaffen; 
naturschutzfachliche Entwicklung 
der Flächen des nationalen Natur-
erbes; konsequente Umsetzung der 
FFH-Richtlinie; Einsatz für eine 
"Stiftung Naturerbe Sachsen An-
halt";  
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   Netz von Wildnisflächen als Refu-
gium bedrohter Arten und Bioto-
pe; Weiterentwicklung des Tierwe-
geplans; 
Waldwirtschaft: naturnahe, arten- 
und strukturreiche Wälder mit 
konsequent geschützten Biotopen, 
Schutz- und Wildnisgebieten; 
Struktur der Forstverwaltung auf 
den Prüfstand stellen; Ablehnung 
des Stadtwaldverkaufs; gegen 
Schnellwuchsplantagen im Wald;  
zeitgemäßes Wildtiermanagement; 
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Unterstützung der Land- und 
Forstwirte durch Landesanstalt für 
Landwirtschaft, Forsten und Gar-
tenbau mit Landeszentrum Wald 
sowie den Ämtern für Landwirt-
schaft, Flurneuordnung und Fors-
ten; daneben fachlich fundierte 
und zukunftsgerichtete Ausbildung 
des land- und forstwirtschaftlichen 
Berufsnachwuchses; 
Gestaltung der Rahmenbedingun-
gen zu Gunsten einer nachhaltigen 
Entwicklung der landwirtschaftli-
chen Familienbetriebe und Ge-
meinschaftsunternehmen; 
Stärkung der Position der Land-
wirtschaft gegenüber Handel und 
Verarbeitung durch geeignete 
Maßnahmen; spezielles Marketing; 
Weiterentwicklung der flächenge-
bundenen Tierhaltung; 
Ablehnung von zusätzlichen natio-
nalen Verschärfungen bei der Um-
setzung europäischer Vorschriften; 
Entwicklung geeigneter Maßnah-
men gegen eine Abwanderung 
gerade junger Menschen aus dem 
ländlichen Raum; 
Land- und Forstwirtschaft als akti-
ver Beitrag zum Umweltschutz; 
Forstpolitik unter Berücksichti-
gung nachhaltiger Gesichtspunkte 
und der Interessen der Waldbesit-
zer und Waldnutzer; verstärkte 
Unterstützung der Forstbetriebs-
gemeinschaften zum Nutzen der 
Privatwaldeigentümer; 
 

Einsatz für eine vielfältig struktu-
rierte, den Standorten angepasste 
multifunktionale Landwirtschaft; 
Übernahme der bisher bundesei-
genen BVVG- Flächen in Landes-
eigentum;  
Bildung eines Flächenpools zur 
Optimierung der Flächeninan-
spruchnahme; Reduzierung der 
Versiegelung von Flächen durch 
ein intelligentes Flächenmanage-
ment; Erschließung von Industrie-
brachen und innerstädtischen Ge-
werbeflächen für Unternehmens-
ansiedlungen; 
weitere Förderung des ökologi-
schen Landbaus, aber Ablehnun-
gen von überdimensionierten 
Tiermastanlagen; 
weiterer Ausbau des Marketings 
für landwirtschaftliche Produkte 
und Erzeugnisse der Ernährungs-
wirtschaft; Unterstützung für das 
europäische Agrarmodell einer 
flächendeckend wirtschaftenden 
und multifunktional ausgerichteten 
Landwirtschaft; 
grundsätzliche Ablehnung des 
Verkaufs von Landeswald; Weiter-
entwicklung des Landeszentrums 
Wald zu einem gemeinsamen 
Kompetenzzentrum als Anstalt 
öffentlichen Rechts; Zusammen-
führung des Landeszentrums Wald 
mit dem Landesforstbetrieb;  
 

Rahmenbedingungen der Agrarpo-
litik so gestalten, dass landwirt-
schaftliche Unternehmen den 
überwiegenden Teil ihrer Erlöse 
auf dem freien Markt erwirtschaf-
ten; Verstärkung von Anstrengun-
gen, Veredlungsketten im eigenen 
Land aufzubauen, um die Wert-
schöpfung zu erhöhen und neue 
Arbeitsplätze zu schaffen; 
Eigenverantwortung und drasti-
scher Bürokratieabbau; 
Unterstützung der Kulturland-
schaft des Terrassenbaus an Saale 
und Unstrut; 
Forstpolitik: Gewährleistung einer 
optimalen Bewirtschaftung durch 
eigenständige, staatlich unabhängi-
ge und frei auf dem Markt agieren-
de Forstbetriebsgemeinschaften 
vor allem für den Privatwald und 
dessen Eigentümer; 
 
 

Für eine Landwirtschaft, die die 
natürlichen Ressourcen schützt, die 
Fruchtbarkeit der Böden erhält, 
Gewässer nicht belastet, die Biodi-
versität steigert und dabei eine 
Vielzahl hochwertiger Naturpro-
dukte und Nahrungsmittel liefert 
und somit weder in der Lage ist, 
neue Arbeitsplätze auf dem Lande 
zu schaffen;  
Stärkung der Marktmacht der 
landwirtschaftlichen Unternehmen; 
Zahlung von Agrarbeihilfen nur 
noch, wenn die Landwirtschaft 
Mindeststandards des Natur-, 
Umwelt-, Klima- und Tierschutzes 
einhält; 
Erhalt der Agro-Biodiversität; 
entschiedenes Engagement gegen 
Massentierhaltungsanlagen; 
völliger Verzicht auf Anbau gen-
technisch veränderter Pflanzen; 
Beteiligung an freiwilligen gen-
technikfreien Regionen; bis dahin 
800 m Mindestabstand zwischen 
Anbau genetisch veränderter Or-
ganismen und Naturschutzgebie-
ten; 
deutlich stärkerer Anteil von Bio-
energien; 
Garantie einer grundsätzlich art-
gemäßen Tierhaltung; Ablehnung 
jeder Form von tierquälerischer 
Massentierhaltung; Kennzeichnung 
der Haltungsform auch bei verar-
beiteten Lebensmitteln; erhebliche 
Verkürzung der Dauer der Tier-
transporte; 

Förderung von Anbau, Verarbei-
tung und regionaler Vermarktung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
für die Ernährungswirtschaft mit 
besonderer Priorität; Stärkung der 
Land-, Forst- und Ernährungswirt-
schaft auf der Grundlage regionaler 
Wirtschafts- und Stoffkreisläufe 
sowie einer ökologisch und be-
darfsgerecht ausgerichteten Pro-
duktion; zielgerichtete Nutzung für 
die Schaffung weiterer Arbeitsplät-
ze im ländlichen Raum; 
Stärkung der Stellung der Landwir-
te am Markt; gezielter Ausbau der 
Förderung regionaler Verarbei-
tungs- und Vermarktungsstandor-
te; Überprüfung der Genehmi-
gungsverfahren hinsichtlich zuge-
lassener Betriebsgrößen und Aus-
wirkungen auf die lokalen Unter-
nehmen; Stärkung der Direktver-
marktung in der Land-, Forst und 
Nahrungsgüterwirtschaft unter 
Beachtung einer standortgerechten 
Produktion, der Förderung von 
Kooperationen und der Zusam-
menarbeit der Direktvermarkter 
vor Ort; 
Förderung des Anbaus und der 
regionalen Verarbeitung von 
nachwachsenden Rohstoffen und 
Energieträgern sowie von Abpro-
dukten; 
soziale und ökologische Landwirt-
schaft; Mindestlöhne für Bäuerin-
nen und Bauern; 
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Weitere Förderung des Anbaus 
nachwachsende Rohstoffe, ver-
stärkte Nutzung von Potenzialen 
aus dem Bereich der erneuerbaren 
Energien; 
abgestimmtes, ganzheitliches Flä-
chenmanagementsystem unter 
Einbindung der Landgesellschaft 
Sachsen-Anhalt, um zukünftig 
Bau-, Ausgleichs und Ersatzmaß-
nahmen noch effizienter aufeinan-
der abzustimmen; Übernahme 
privatisierter BVVG-Flächen durch 
das Land;  
 
 
Bekenntnis zu einem starken 
Verbraucherschutz, der allen Bür-
gerinnen und Bürgern zugute 
kommt; Bündelung der Zuständig-
keiten in einem Ressort;   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stärkung des Verbraucherschutzes; 
mehr Sicherheit für die Verbrau-
cher bei Produkten, Verträgen und 
Dienstleistungen; Stärkung der 
Rechte der Verbraucher als Kun-
den, Patienten und Anleger; 
angemessene finanzielle Unterstüt-
zung der notwendigen Strukturen 
der Verbraucherberatung, insbe-
sondere bei den Verbraucherzent-
ralen; "Finanz-TÜV" zur Schaf-
fung von mehr Transparenz zum 
Schutz von Kleinanlegern; Erhal-
tung von Angeboten der Schuld-
nerberatung; 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vorantreiben eines weiteren Aus-
baus des Verbraucherschutzes; 
ausreichende qualifizierte, perso-
nelle und materielle Ausstattung 
der staatlichen Untersuchungs- 
und Vollzugseinrichtungen; Bün-
delung der Kapazitäten zur Unter-
suchung industrieller und landwirt-
schaftlicher Produkte in einem 
Landesamt; Verstärkung der län-
derübergreifenden Kooperation 
zur Durchführung von zunehmend 
spezielleren Untersuchungen,  
Qualifizierung des Verbraucher-
schutzes vor Ort durch die Kom-
munen durch ständige Weiterbil-
dung und mittels kreisübergreifen-
der Vereinbarungen; 
Bündelung des Verbraucherschut-
zes in einer Institution, wozu eben-
so die Finanzaufsicht gehört; 
Stärkung der Verbraucherzentralen 
als nichtstaatliche, jedoch staatlich 
geförderte Einrichtungen; 
Sicherstellung der Wahlfreiheit der 
Verbraucher über eine ausreichen-
de und ehrliche Positivkennzeich-
nung gentechnisch veränderter 
Produkte oder Zutaten. 

Konzentration der Landespro-
gramm auf Maßnahmen zur Ver-
besserung des Stoffhaushaltes, zum 
Klimaschutz und zur generellen 
Erhöhung der biologischen Vielfalt 
auf landwirtschaftlich genutzten 
Flächen; Ausrichtung der Förder-
programme des Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Ent-
wicklung des ländlichen Raumes 
stärker als bisher auf die Erhaltung 
und Entwicklung des Netzwerks 
Natura 2000 und zur Erfüllung der 
Anforderungen aus der Wasser-
rahmenrichtlinie; 
 
Verbraucherschutz: mehr Transpa-
renz auf allen Ebenen, Stärkung 
der Verbraucherkompetenz; klare 
und leicht verständliche Lebens-
mittelkennzeichnung, Ampelkenn-
zeichnung; 
Werbeverbot an Schulen für be-
vorzugt von Kindern konsumierte 
Lebensmittel; bessere Kontrolle 
der Umsetzung bestehender Vor-
schriften, 
bessere finanzielle Ausstattung der 
Verbraucherzentrale; Kofinanzie-
rung von Bundesprojekten in den 
Bereichen Energie, Klima und 
wirtschaftlicher Verbraucherschutz 
durch das Land; Gewährleistung 
umfassender Beratung auch im 
ländlichen Raum durch Umwand-
lung einiger Stützpunkte der 
Verbraucherzentrale in reguläre 
Beratungsstellen; 

Unterstützung von Initiativen für 
gentechnikfreie Regionen, Stär-
kung des Rechts auf nationaler 
Anbauverbote in der EU; 
Bildung eines Landes Kompetenz-
zentrums für ländliche Räume; 
 
Verbraucher: Stärkere Verankerung 
des Verbraucherschutzes im öf-
fentlichen Bewusstsein, nachhaltige 
Stärkung der Verbraucherrechte; 
umfassendes Recht auf Informati-
on und Transparenz, kontinuierli-
che Anpassung des Verbraucher-
schutzes an die technische und 
wirtschaftliche Entwicklung; 
Neue Kennzeichnungs- und Nach-
weispflichten der Unternehmen, 
Ausweitung der Produzentenhaf-
tung, Verbesserung des Geschädig-
tenschutzes; 
Bündelung des Verbraucherschut-
zes im Ministerium für Gesundheit 
und Soziales als Kompetenzzent-
rum und zentraler Ansprechpart-
ner für Fragen des Verbraucher-
schutzes;  
nachhaltige Förderung der Initiati-
ven und Organisationen des 
Verbraucherschutzes in den Land-
kreisen und kreisfreien Städten, 
Unterstützung der Bildung regio-
naler Netzwerke des Verbraucher-
schutzes; 
 
 
 
 


